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REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FOR SOZIALE VERWALTUNG 

21. 41.010/2-1/83 

lOlOWien,den 1. August 1983 
Stuben ring 1 
Telefon 7500 Telex 111145 oder 111780 
Auskunft 

Dr. Gruber 

Klappe 621 2 Durchwahl 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 geändert 
wird. 

Durchführung des Begutachtungsverfahrens. 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1010 W i e n 

-

Gesetzentwurf 
z, ... .. ..... ....... :�� .... - GE/19 ... 1� 
Datum ...... � . .... �.� ... f�.�::.��: ... 19B3 
Vertei It . .. f.f.r.J . . �{!.{.:f!!..i._.j.� 

Mit Beziehung auf das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes 

vom 13. Mai 1976, G2 600 614/3-VI/2/76, werden anbei 25 Aus­

fertigungen des gleichzeitig den zur Begutachtung berufenen 

Stellen zugeleiteten Entwurfes einer Novelle zum Kriegs­

opferversorgungsgesetz 1957 samt Erläuterungen übermittelt. 

Die befaßten Stellen wurden ersucht, ihre Stellungnahme bis 

längstens 20. September 1983 bekanntzugeben. 

Beilagen: 

25 AUSfertigungen des Gesetz� 
entwurfes und der Erläuterungen 

Der Bundesminister: 

Dallinger 

Für die Richtigkeit 

�ltGct� 

DVR: 0017001 u. 0017019 
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REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 

1010 Wien, den 1. August 1983 
Stubenring 1 

Zl. 41.010/2-1/83 
Telefon 7500 Telex 111145 oder 111780 
Auskunft 

Dr. Gruber 

Klappe 6212 Durchwahl 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 geändert 
wird. 

Durchführung des Begutachtungsverfahrens. 

An 

das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

alle Bundesministerien 

das Sekretariat der Frau Bundesminister Elfriede Karl 

den Verfassungsgerichtshof 

den Verwaltungsgerichtshof 

den Rechnungshof 

die Finanzprokuratur 

alle Ämter der Landesregierungen 

die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der 
Niederösterreichischen Landesregierung 

den Österreichischen Städtebund 

den Österreichischen Gemeindebund 

den Österreichischen Arbeiterkammertag 

die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 

den Österreichischen Landarbeiterkammertag 

die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs 

den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 

die Rechtsanwaltskammern für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland; Oberösterreich; Steiermark; Salzburg; 
Kärnten; Tirol und Vorarlberg 

die Österreichische Notariatskammer 

den Hauptverband der österreichischen Sozialver­
sicherungsträger 

die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
Österreichs 

die Österreichische Ärztekammer 
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die Österreichische Dentistenkammer 

die Österreichische Apothekerkammer 

die Zentralorganisation der Kriegsopferverbände 
Österreichs 

den Österreichischen Gewerkschaftsbund 

die Vereinigung Österreichischer Industrieller 

den Bund sozialistischer Freiheitskämpfer und 
Opfer des Faschismus 

die ÖVP-Kameradschaft der poli tisch Verf'olgten 

den Bundesverband österreichischer Widerstandskämpfer 
und Opfer des Faschismus (KZ-Verband) 

die Israelitische Kultusgemeinde Wien 

die Österr�ichische HochschUlerschaft 

die Österreichische Rektorenkonferenz 

den Zivilinvalidenverband Österreichs 

den ÖsterreRchischen Blindenverband 

den Zentralausschuß beim Bundesministerium für soziale 
Verwaltung für die Bediensteten dieses Ressorts mit Aus­
nahme der Bßdiensteten der Arbeitsämter 

die österre� chische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 

die Lebensh� lfe für Behinderte, Österreichischer Dachverband 
, 

die VOlksanraltschaft 

den Datenscrutzrat 

die Datensc�utzkommission 

die Geschäftsführung des Familienpolitischen Bei.rates 
beim Bundesministerium für Finanzen 

den Berufsverband österreichischer Diplom-Sozialarbeiter 

die Caritaszentrale Österreichs 

die Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
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zu Zahl 41.010/2-1/83 

Bundesgesetz vom mit dem das 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1 95 7  geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ART IKEL I 

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBI. Nr. 

152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB l. 
Nr. 594/ 19 8 1, wird wie fo lgt geändert: 

1. Dem § 13 Abs. 1 ist folgender Satz anzu fü-

gen: 

"Wenn das Einkommen aus laufenden Monatsbezügen 
besteht, gelten auch die in einzelnen Monaten anfal­

lenden Sonderzahlungen nicht als Einkommen. " 

2. § 13 Abs. 10 hat zu lauten: 

" ( 10 )  Einkommen, die im Ausland erzielt werden, 

sind nach dem jeweiligen Monatsdurchschnitt der Mit­

telkurse für D�visen der Wiener Börse umzurechnen; 

der Umrechnung von Währungen, die an der Wiener Bör­
se nicht notieren, sind die von der Osterreichischen 

Nationa lbank errechneten Werte zugrunde zu legen. 

Bei der Bemessung der Versorgungs Ie istung, der ein 

solches Einkommen zugrunde gelegt wird, ist Abs. 3 

anzuwenden. " 
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3. § 22 Abs. 4 hat zu lauten: 

" (4) In der Krankenversicherung nach Abs. 

werden Krankengeld, Familien (Tag)geld und Wochengeld 

nicht gewährt. " 

4. § 29 Abs. 3 hat zu lauten: 

" (3) Die Beschädigtenrente ist während einer 

mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung 

weiter zu leisten. Ein Anspruch auf Pflegezulage 

(§ 18), Hilflosenzulage (§ 18a) oder Zuschuß zu den 

Kosten für Diätverpflegung (§  14) ruht jedoch ab dem 
ersten Tag des auf den Beginn der Heilbehandlung fol­

genden vierten Monates und lebt erst mit dem Ersten 

des Monates wieder auf, in dem die Heilbehandlung 

beendet wurde. Das gleiche gilt für die Zusatzrente, 

wenn ein Beschädigter für unterhaltsberechtigte An­
gehörige nicht zu sorgen hat. Wird eine Pflegezula­

ge , Hilflosenzulage oder ein Zuschuß zu den Kosten 

für Diätverpflegung während einer oder nach einer 

mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung 

beantragt, so sind die genannten Versorgungsleistun­

gen beim Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen 

frühestens vom Ersten des Monates an zu gewähren, in 

dem die Heilbehandlung beendet wurde. Das gleiche 

gilt für den Anspruch auf Zusatzrente für Beschädig­

te, die für keine unterhaltsberechtigten Angehörigen 

zu sorgen haben. " 

5. Im § 30 Abs. 3 ist der Ausdruck "Fürsorge­

träger" durch den Ausdruck "Träger der Sozialhilfe " 

zu e rsetzen. 

6. Im § 52 Abs. 5 ist das Wort "abzuweisen " 

durch das Wort "zurückzuweisen " zu ersetzen. 
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7. § 54 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

" ( 1) Zu Unrecht empfangene RentenbezUge und zu 

Unrecht empfangene sonstige Geldleistungen einsc h ließ­
lich eines von einem Träger der Krankenversicherung 

fUr Rechnung des Bundes gezahlten Kranken- und Fami­

l iengeldes sind dem Bund zu ersetzen. Sie dürfen je­

doch nur für einen Zeitraum von drei Jahren , gerech ­
net vom Zeitpunkt der Erlassung des Änderungs - oder' 

Einstellungsbescheides , zum Rückersatz vorgesch rie ­

ben werden, sofern die Leistungen nicht durch eine 

Handlung im Sinne des § 69 Abs. 1 1 i t. a des Allge ­

meinen Verwal tungsverfahrensgesetzes 1950 herbeige ­

führt worden sind. Trifft den Empfänger an der Unge ­
bührlichkeit der Leistung kein Verschulden und ist 

die Leistung von diese,m in gutem Glauben empfan gen 
worden, so tritt keine Verpflichtung zum RUckersatz 

ein. 

(2 ) Der Ersatz von zu Unrecht empfangenen Ren­

tenbezügen und von zu Unrecht empfangenen sonstigen 

Geldleistungen ist durch Aufrechnung zu bewirken. 

Kann keine Aufrechnung stattfinden, so ist der Er­
satzpflichtige oder sein gesetzlicher Vertreter zum 

Ersatz zu verhaI ten. Ist die sofortige Hereinbrin­

gung auf Grund der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Ersatzpflichtigen nicht möglich oder nach der Lage 
des Falles unbillig, so kann die R ückzahlung gestun ­

det oder die Abstattun g in Raten bewilligt werden; 

Stundungszinsen sind nicht vorzuschreiben. Alle noch 

aushaftenden Teilbeträge werden aber sofort fällig, 

wenn der Ersatzpflichtige mit mindestens zwei Raten ­

zahlungen im Verzug ist. Bleibt die Aufforderung zum 

Ersatz erfolglos, so ist der Schadensbetrag im Ver ­

waltungsweg einzutreiben. " 
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8. Dem § 61 ist folgender Abs. 4 anzufügen: 

" (4) Das Ruhen von Rentenansprüchen (einschließ­
lich allfälliger Zulagen und Zuschüsse) gemäß Abs. 1 

bis 3 wird mit dem Ersten des Monates wirksam , der 

auf den Eintritt des Ruhensgrundes folgt. Die Ver ­

sorgungsleistungen sind vom Ersten des Monates an 
wieder zu erbringen, in dem der Ruhensgrund weg­

fällt. " 

9. Im § 6 4  Abs. 3 hat der Ausdruck "vom 1. No­

vember 1956 an" zu entfallen. 

10. § 72 zweiter Satz hat zu entfallen. 

11. § 76 hat zu lauten: 

"§ 76. (1) So fern sich aus den Vorschri ften 
dieses Bundesgesetzes besondere Härten ergeben, kann 

der Bunqesminister für soziale Verwaltung im Einver­

nehmen IPit dem Bundesminister für Finanzen auf An­
trag od�r von Amts wegen einen Ausgleich gewähren. 

(2) Die Bemessung und die erforderlichen Ände­

rungen wie die Neubemessung oder die Anpassung des 

Ausgleiches hat das zuständige Landesinvalidenamt 

nach de n Vorschriften dieses Bundesgesetzes im Rah­
men der vom Bundesminister für soziale Verwaltung 

erteilten Bewilligung durchzuführen. 

(3) Gegen die gemäß Abs. 2 erlassenen Bescheide 

des Landesinvalidenamtes steht dem Versorgungswerber 

das Recht der Berufung an die Schiedskommission und 

der Vorstellung gemäß § 9 3  dieses Bundesgesetzes zu. " 
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12. Nach § 78  ist als § 78a einzufügen: 

"§ 78a. Der Bundesminister für soziale Verwal­

tung ist ermächtigt, durch Verordnung für die Spren­

gel mehrerer oder aller Landesinvalidenämter am S itz 

eines Landesinvalidenamtes eine gemeinsame Schied s­

kommission zu errichten, wenn dies im Interesse der 

Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostener­

sparnis gelegen ist. " 

13. § 80 hat zu lauten : 

,,§ 80 . ( 1) Die Schiedskommission besteht aus 
dem Vorsitzenden, dessen Stellvertreter, den erfor­

derlichen Senatsvorsitzenden, Beisitzern und Ersatz­

rnitgliedern. 

(2) Die Schiedskommission hat in Senaten zu 

entscheiden. Die Senate haben aus dem Senatsvorsit­

zenden und zwei Beisitzern zu bestehen. Ein Beamter 

hat als Schriftführer mitzuwirken. Jedes Mitglied 
der Schiedskommission darf mehreren Senaten angehö­

ren. 

(3) Die Anzahl der Senate der Schiedskommission 

ist vom Bundesminister für soziale Verwaltung zu be­

stimmen und in den Amtlichen Nachrichten des Bundes­

ministeriums für soziale Verwaltung kundzumachen. " 

14. § 8 1  hat zu lauten : 

,, § 8 1. ( 1) Der Vorsitzende der Schiedskommis­

sion , dessen Stell vertreter und die er forderlichen 
Senatsvorsitzenden sowie die Ersatzmitglieder werden 

vom Bundesminister für soziale Verwaltung unter Be-
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dachtnahme auf di e Vorschläg e d er nach dem Spreng el 

der Schi e dskommission in B etracht komm end en Land es­
hauptmänner auf di e Dau er von drei Jahren beruf en. 

(2) Di e ersten B eisitz er und die erford erlichen 

Ersatzmi tgli e d er w er d en vom Bund esminister für so­
zial e V erwaltung unter B e dachtnahm e auf die Vor­

schläge der Int eress env ertretung d er nach dies em 
Bundesg es etz Versorgungsber echtigten auf die Dauer 

von drei Jahr en bestellt. Für die Ang eleg enh eit der 

Blind en (§ 19 Abs. 2 un d 3) ist d er erste B eisitzer 

unter I;3 edachtnahm e auf di e Vorschläg e d er Inter es­

senv ertretung di es es P erson enkreis es zu b est ellen. 

Zur Ausübung des Vorschlagsr echtes sind nur die j e­

w eils im Inval idenfürsorg eb eirat (Bundesg es etz vom 
3. Juli 1946, BGBl. Nr. 144) v ertretenen Organisa­

tionen d er V ers orgungsberechtigten b eruf en. Haben 

mehrere Organisati onen d er V ersorgungsberechtigten 

in di e s em B eirat Sitz un d Stimm e, so ist für die 
Auf teilung des Vorschlagsrechtes das zwisch en ihnen 

erzielte übereinkomm en maßg eben d. Kommt k eine solche 

Vereinbarung zustan de, so entsch eid et d er Bundes­

minister für sozial e V erwaltung üb er die Auf t eilung 
des Vorschlagsrechtes unter Bedachtnahm e auf das im 

§ 4 Abs. 2 d es Bun d esges etzes BGBL Nr. 1 4 4/ 1946 
festgel egt e  V erfahren. 

( 3) Di e zw eiten B eisitzer un d di e erforderli­
chen Ersatzmitgl i e d er w er d en vom Bun d esminister für 

soziale V erwal tung unter B edachtnahm e auf die Vor­

schläge d er nach dem Spr eng el d er Schi e dskommission 

in Betracht komm en d en L eit er d er Landesinvalidenäm­

ter auf die Dauer von drei Jahren b estellt. 

(4) Der Schie dskommission dürfen nur österrei-
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chische Staatsbürger angehören, die eigenberecht igt 

und in den Nationalrat wählbar sind. Der Vorsitzen­

de (Stellvertreter) und die Senatsvorsitzenden (Er­
satzmitglieder) müssen rechtskundig sein und dürfen 

nicht dem Aktivstand der Richter angehören. Bedien­

stete der Landesinvalidenämter sind von der Funktion 

eines Vorsitzenden, eines Senatsvorsitzenden oder 

eines Beisitzers ausgeschlossen. 

(5) Zu Mitgliedern der Schiedskommission (§ 80 

Abs. 1) sollen nur Personen bestellt werden, die auf 

dem Gebiete des Sozialrechtes über besondere Erfah­

rungen verfügen, das 70. Lebens jahr noch nicht voll­
endet haben und am Sitz der Schiedskommission ihren 

ständigen Wohnsitz haben. " 

15. § 82 hat zu lauten : 

"§ 82. Ein Mitglied der Schiedskommission ist 

von seiner Funktion zu entheben, wenn es aus wichti­
gen Gründen darum ansucht. Die Enthebung ist ferner 
auszusprechen, wenn eine der für die Berufung oder 

Bestellung erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr 

gegeben ist oder wenn es die Pflichten seines Amtes 

dauernd vernachlässigt. Ober die Enthebung entschei­
det der Bundesminister für soz iale Verwaltung." 

16. § 83 hat zu lauten : 

"§ 83. Die Mitglieder der Schiedskommission 

(§ 80 Abs. 1) sind vom Bundesminister für soziale 

Verwaltung oder einem von diesem hiezu ermächtigten 

Beamten durch Gelöbnis zur gewissenhaften Ausübung 

ihrer Funktion und zur Verschwiegenheit über die 

ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen 
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Umstände zu verpflichten. Bei Wiederbestellung ge­

nügt der Hinweis auf das bereits geleistete Gelöb-

ni s. " 

17. § 84 hat zu lauten: 

,,§ 84. ( 1) Den Mitgliedern der Schiedskommis­
s ion (§ 80 Abs. 1 )  gebührt eine Vergü tung für ihre 

Mühewaltung. Die Höhe der Vergütung hat der Bundes­
minister für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen. 

(2) Die Mi tg lieder der Schiedskommission (§ 80 
Abs. 1), die im öffentlichen Dienst stehen, haben 

Anspruch · auf den Ersatz der Reisegebühren nach den 

für sie geltenden Vorschriften; den übrigen Mitglie­

dern gebührt der Ersatz der Reise- und Aufenthal ts­

kosten unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen 

und Geschworene gel tenden Bestimmungen des Gebühren­

ansprucIDsgesetzes 1975, BGB1. Nr. 136. Dem Vorsit­
zenden � ( Stellvertreter) und den Senatsvorsitzenden 

(Ersatzlini tgliedern) ist der Fahrpreis für die höch­
ste Wagrnklasse, wenn aber das benützte Beförderungs­

mittel biese Klasse nicht führt, für die nächstniedri-
I 

gere ta�sächlich geführte Klasse, zu ersetzen." 

18. § 85 hat zu lauten: 

"§ 85. ( 1) Die Leitung der Schiedskommission 

obliegt, soweit nicht die Beschlußfassung Senaten 

vorbehal ten ist, dem Vorsitzenden der Schiedskommis­

sion , für den Fall seiner Verhinderung dem Stellver­

treter. 

(2) Zur Führung der laufenden Gesc}:läfte, ins be-
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sondere zur Vorbereitung der Verhandlungen, Führung 

der Beratungs- und Abstimmungsprotokolle, Durchfüh­

rung der Beschlüsse und Besorgung der Kanzleigeschäf­

te ist bei der Schiedskommission ein Büro einzurich­
ten. Dem Leiter des Büros obliegt auch die Evidenz­

haltung der einschlägigen Erkenntnisse des Verwal­

tungsgerichtshofes , Entscheidungen anderer oberster 

Gerichte, Erlässe des Bundesministeriums für soziale 

Verwaltung und des einschlägigen Schrifttums. Er hat 

dem Vorsitzenden der Schiedskommission über Entschei­

dungen der Senate zu berichten, die von der Recht­

sprechung oder den Erlässen des Bundesministeriums 

für soziale Verwaltung abweichen. Für die sachlichen 
und personellen Erfordernisse der Schiedskommission 

hat das Landesinvalidenamt aufzukommen, bei dem die 

Schiedskommission errichtet ist. 

(3) Der Vorsitzende der Schiedskommission hat 

die Geschäfte auf die einzelnen Senate (§  80 Abs. 3) 

nach den Anfangsbuchstaben des Zunamens der Beschä­

digten ( Verstorbenen, Vermißten) tunlichst gleich­

mäßig zu verteilen. Alle Angelegenheiten der Blinden 

(§ 19 Abs. 2 und 3) und der im Ausland wohnhaften 

Versorgungsberechtigten sind nur je einem Senat zu­

zuweisen. 

( 4) Die Geschäftseinteilung der Senate der 

Schiedskommission ist vom Leiter des Landesinvali­
denamtes unter Anführung der Namen der Senatsmi t­

glieder auf einer Amtstafel des Landesinvalidenamtes 
ersichtlich zu machen. 

(5) Das Nähere über die Führung der Geschäfte 

der Schiedskommissionen ist vom Bundesminister für 

soziale Verwaltung in einer Geschäftsord�ung zu re-
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geln. Die Geschäftsordnung ist in den Amtlichen 

Nachrichten des Bundesministeriums für soziale Ver­

waltung kundzumachen. " 

19. § 86 A bs. 3 hat zu entfallen. Die A bs. 4 bis 

6 sind als Abs. 3 bis 5 zu bezeichnen. 

20. § 92 Z 3 hat zu lauten: 

,. 3. Mi tglieder oder Arbeitnehmer der zur In­

teressenvertretung der Versorgungs berechtigten ge­

bildeten Organisationen (§ 81 Abs. 2), wenn sie von 

ihnen zur Ubernahme von Vertretungen vor den Landes­
invalidenämtern allgemein beauftragt sind. " 

21. § 93 hat zu lauten: 

"§ 93. (1) In allen Fällen, in denen mit Be­

scheid eines Landesinvalidenamtes ü ber die Anerken­

nung einer Gesundheitsschädigung als Dienst beschädi­

gung oder ü ber einen auf dieses Bundesgesetz ge­

stützten Versorgungsanspruch entschieden wird, steht 

dem Versorgungswerber und allfälligen anderen Par­
teien �as Recht zu, die Berufung an die Schiedskom­

missio� einzubringen, sofern die Berufung nicht auf 

Grund ausdrücklicher gesetzlicher Vorschriften aus­

geschlossen ist. 

(2) Gegen Bescheide, die mittels automationsun­

terstützter Datenverarbeitung erstellt werden und 

die weder mit einer Unterschrift noch mit einer Be­

glaubigung versehen sind, steht dem Versorgungswer­

ber und allfälligen anderen Parteien an Stelle des 
Berufungsrechtes das Recht zu, Vorstellung zu erhe­

ben. Das Landesinvalidenamt hat nach �rüfung der 
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Sach- und Rechtslage die Angelegenheit neuerlich zu 

entscheiden. Der Vorstellung kommt aufschiebende 

Wirkung zu. 

( 3) Die Berufung und die Vorstell ung sind in­

nerhalb von sechs Wochen nach Zustellung des Be­

scheides schriftlich, telegraphisch oder fernschrift­

lich bei dem Landesinvalidenamt einzubringen, das den 

Bescheid erlassen hat. Der Schriftsatz kann auch 

durch eine beim Landesinvalidenamt abzugebende Er­

klärung zu Protokoll ersetzt werden. " 

22. § 94 Abs. 4 hat zu lauten: 

"(4) Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt 
ab.. Von den Beisi tzern. stimmt der erste Beisitzer 

(§ 8 1  Abs. 2) zuerst ab. " 

23 . Die § § 1 0 1 bis 1 0 7  und die U b er sc h r i ft " I V . 

Hauptsttick. Oberleitungsbestimmungen. " haben zu ent­

fallen. 

A RTIKEL 11 

( 1 ) § 54 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Art. I 

Z 7 dieses Bundesgesetzes sind auf jene Fälle nicht 

anzuwenden, in denen die Änderungs- oder Einstellungs 

bescheide, durch welche die Ungebtihrlichkeit der Lei­

stung festgestellt worden ist, vor dem Inkrafttreten 

dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind. 
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(2) Die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Bundesgesetzes gemäß § 16 des Kriegsopferver­

sorgungsgesetzes 1951 bewilligten Härteausgleiche 

gelten als gemäß Art. I Z 1 1  zuerkannte Ausgleiche. 

A RT I KEL I1I 

( 1) Art. I Z 12, 13, 14 - soweit sie sich auf 

§ 8 1  Abs. 1, 3, 4 und 5 des Kriegsopferversorgungs­

gesetzes 1951 bezieht - und Z 15 bis Z 18 treten mit 
1. Jänner 1985, alle übrigen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes mit 1. Jänner 1984 in Kraft. 

(2) Verordnungen gemäß Art. I Z 12 dieses Bun­
desgesetzes können bereits von dem seiner Kundma­

chung folgenden Tag an erlassen werden. 

(3) Mi t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 

ist der Bundesminister für soziale Verwaltung, hin­

sichtlich des Art. I Z 1 1, Z 11 und des Art. II 

Abs. 2· im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

Finanzen betraut. 
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VORBLATT 

Bundesgesetz vom . . . . . . . . . . . . . . . • . . . . . . . . . .  mit dem das 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 geändert wird 

1. Problem 

Auf Rechtsgebieten, zu denen das KOVG 1 957 in einer 

engen Wechselbeziehung steht, sind Änderungen einge­

treten. Ferner haben sich im Rahmen der Vollziehung 

unter anqerem im Bereiche der Rechtsmittelinstanzen 

und beim Rückersatz von zu Unrecht empfangenen Ver­

sorgungsleistungen Probleme und Härten ergeben. 

2. Ziel 

Das KOVG 1 957 soll der Entwicklung in anderen Rechts­

bereichen angepaßt werden. Die Rechtsmittelinstanzen 

sollen neu organisiert und Härten beseitigt werden. 

3. Inhalt 

a ) Neufassung der Bestimmungen über die Rechtsmittel­

instanzen 

Anpassung bzw. Ergänzung de� von den Änderungen in 

anderen Rechtsbereichen betroffenen Bestimmungen 

b ) Redaktionelle Anpassungen und KlarsteIlungen 

4. Alternativen 

Keine 

5. Kosten 

Keine 
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E R L Ä U T E R U N  G E N  

ALLGEME INER TEIL 

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 (KOVG 1957) ist 

zuletzt im Zusammenhang mit der Neuordnung des Familien­

rechtes durch das Bundesgesetz vom 9. Dezember 1 981, 

BGBI. Nr. 594, novelliert worden. Seither ist eine Reihe 

von Änderungen auf Gebieten eingetreten, zu denen das 

KOVG 1957 in einer engen Wechselbeziehung steht. Auch 

haben sich im Rahmen der Vollziehung Probleme und Härten 

für die Versorgungsberechtigten ergeben, die einer bal­

digen Lösung zugeführt werden müßten. So erweist sich 

insbesondere eine Zusammenfassung und teilweise Neuorgani­

sation der Rechtsmittelinstanzen aus Gründen der Wirtschaft­

lichkeit und auch der Rechtssicherheit als dringend not­

wendig. Ferner enthält das KOVG 1957 einige Bestimmungen, 

die bereits überholt sind und deshalb aufgehoben werden 

sollten. 

Durch den vorliegenden Entwurf werden daher folgende Än­

derungen vorgeschlagen: 

- Umfassende Neuorganisation der Rechtsmittelinstanz 

- Anpassungen an die Novelle zum Allgemeinen Verwal­

tungsverfahrensgesetz 1950 vom 1. April 1982, 

BGBI. Nr. 1 9 9  

- Anpassungen an das Allgemeine Sozial versicherungs­

gesetz 

- Ergänzung der Bestimmungen über den Rückersatz von 

zu Unrecht empfangenen Versorgungsleistungen 

- Verbesserung des Rechtsschutzes bei Gewährung von 

Härteausgleichen 
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- Verbesserung des Rechtsschutzes bei Rückersatz 

von zu Unrecht empfangenen Versorgungsleistungen 

- Aufhebung überholter Bestimmungen. 

- Redaktionelle Anpassungen, Ergänzungen und Klar­

stellungen 

Die·yorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen würden 

keinen budgetären Mehraufwand und keinen zusätzlichen 

Personalaufwand bedingen. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieser Re­

gelungen gründet sich auf den Kompetenztatbestand "Für­

sorge für Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene" 

des Art. 10 Abs. 1 Z 15 B-VG. 

BESONDERER TEIL 

Zu den e�nzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird fol­

gendes belmerkt: 

Zu Art. 1 Z 1 (§ 13 Abs. 1 letzter Satz): 

Die Sonderzahlungen zu Gehältern, Löhnen, Pensionen, 

Renten und sonstigen monatlichen Bezügen galten schon 

bisher nach der im Versorgungsrecht geübten Praxis nicht 

als Einkommen im Sinne des § 13 KOVG 1957. 

Im Bereich der Opferfürsorge ist die Nichtanrechenbar­

keit von Sonderzahlungen gesetzlich (§ 11 Abs. 14 OFG) 

geregelt. Auch haben die Renten- und Pensionssonder­

zahlungen aus der Sozialversicherung bei Bemessung der 

Ausgleichszulagen außer Betracht zu bleiben (vgl. § 2 92 
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.Abs. 4 lit. c ASVG). Es soll daher auch für den Be­

reich des KOVG 1957 im Wege einer gesetzlichen Rege­

lung klargestellt werden, daß in einzelnen Monaten 

anfallende Sonderzahlungen nicht als Einkommen anzu­

rechnen sind. 

Zu Art. I Z 2 (§ 13 Abs. 10): 

§ 13 Abs. 10 erster Satz KOVG 1957 enthält in der 

derzeitigen Fassung keine Regelung darüber, wie Ein­

kommen umzurechnen sind, die in einer Währung erzielt 

werden, die an der Wiener Börse nicht notiert. Da sich 

hieraus bereits wiederholt Schwierigkeiten ergeben haben, 

soll nunmehr eine Regelung dahingehend getroffen werden, 

daß die von der Österreichischen Nationalbank - in den 

"Mitteilungen des Direktoriums der Österreichischen Nati­

onalbank" - veröffentlichten Werte dieser Währungen für 

die Umrechnung heranzuziehen sind. 

Zu Art. I Z 3 (§ 22 Abs. 4): 

Seit der 37. Novelle zum ASVG, BGBl. Nr. 588/1981, zählt 

der Entbindungsbeitrag nicht mehr zu den Leistungen der 

gesetzlichen Krankenversicherung. 
·
Er ist deshalb im § 22 

Abs. 4 KOVG 1957 nicht mehr anzuführen. 

Zu Art. I Z 4 (§ 29 Abs. 3): 

Bei der Durchführung des § 29 Abs. 3 in der geltenden 

Fassung wurde wiederholt die Frage aufgeworfen, ob die 

Schutzfrist gemäß dem ersten Satz dieser Bestimmung auch 

für beantragte, aber noch nicht zuerkannte Zulagen zur An­

wendung kommt. Gegen die Nichtanwendung der Schutzfrist auf 

derart gelagerte Fälle spricht der Umstand, daß es dies-
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falls vom Zeitpunkt der Entscheidung der Behörde ab­

-hängen würde, ob jemand in den Genuß der Schutzfrist 

kommt oder nicht. 

Durch die :vorgeschlagene Neufassung soll deshalb klar­

gestellt werden, daß die gegenständliche Regelung auch 

auf Zulagen Anwendung zu finden hat, die noch nicht zu­

erkannt worden sind. 

Gemäß § 51 Abs. 1 letzter Satz KOVG 1957 werden die 

Zulagen mit dem Monat fällig, in dem die Voraussetzun­

gen für die Zuerkennung erfüllt sind, frühestens je­

doch mit �em dritten Monat vor der Geltendmachung des 

AnsprUche$. Demgegenüber ist gemäß § 29 Abs. 3 vor­

letzter S�tz KOVG 1957 eine während einer mit voller 

Verpflegung verbundenen Heilbehandlung beantragte Zu­

lage beim Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen 

frühestens vom Ersten des Monates an zu leisten, in 

dem die Heilbehandlung beendet wurde. Durch die Er­

gänzung dieser Bestimmung durch die Worte "nach einer" 

(zu ergän�en: mit voller Verpflegung verbundenen Heil­

behandlung) soll klargestellt werden, daß diese Rege­

lung auch im Falle einer nach einer mit voller Ver­

pflegung verbundenen Heilbehandlung beantragten Zulage 

zur Anwenldung kommt. 

Zu Art. I Z 5 (§ 30 Abs. 3): 

Diese Änderung dient lediglich der Anpassung an die 

durch die 34. Novelle zum ASVG, BGB1. Nr. 530/1979, ge­

änderte Terminologie des ASVG. 

Zu Art. I Z 6 (§ 52 Abs. 5): 

Bei der Entscheidung gemäß § 52  Abs. 5 KOVG 1957 han­

delt es sich um eine verfahrensrechtliche Entscheidung. 
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Dles soll durch die entspreChende Wor�wahl zum Aus­

cl'uck gebracht werdtm. 

Zu Art. I Z 7 (§ 54 Abs. 1 und 2 ) und Art. Ir Abs. 1: 

Die derzeit geltende Fassung des § 54 KOVG 1957 ent­

halt wohl eine Bestimmung betreffend den Verzicht auf 

die Rück1'orderung von zu Unrecht empfangenen Geld­

leistungen (Abs. 4), es fehlen jedoch nähere Regelun­

gen über die Einräumung von Zahlungserleichterungen 

(Stundung, Ratenzahlung), die Folgen bei Terminver­

lust und die Verzinsung. 

Die vorgeschlagene Neufassung des Abs. 2 sieht deshalb 

eine diesbezügliche Ergänzung des § 54 KOVG 1957 durch 

entsprechende Regelungen vor. 

Da die meisten Ersatzpfli9htigen ihren Lebensunterhalt 

ausschließlich oder zumindest überwiegend aus den Ver­

sorgungsgebühren nach dem KOVG 1957 bestreiten, über 

keinerlei Vermögen verfügen und in der Regel im Hinblick 

auf ihr Alter oder ihre Gebrechlichkeit am Entstehen der 

Ungebühr nur ein geringes Verschulden tragen, sollen 

Stundungszinsen nicht vorgeschrieben werden. 

Bei der Beurteilung, ob bzw. inwieweit eine Abstattung 

in Raten oder eine Stundung zu bewilligen ist, sollen 

künftighin nicht nur die wirtschaftlichen Verhältnisse 

berücksichtigt werden, sondern es soll auch geprüft werden, 

ob die sofortige Hereinbringung nach der Lage des Falles 

als unbillig anzusehen ist. Dies wird z.B. dann anzu­

nehmen sein, wenn den Ersatzpflichtigen nur ein gering­

fügiges Verschulden trifft. 

Die Hereinbringung von zu Unrecht empfangenen Leistungen 

hat in der Vergangenheit wiederholt zu Härten geführt, weil 

dem § 54 KOVG 1957 - im Gegensatz zu anderen vergleichbaren 
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Vorschriften (z.B. § 40 Pensionsgesetz 1965) - das In­

'stitut der Verjährung fremd ist. Zu Unrecht empfangene 

Geldleistungen sind in der Kriegsopferversorgung grundsätz­

lich ab dem Zeitpunkt der Leistungsberichtigung zu er­

setzen, ohme Rücksicht darauf, wann der Änderungs- bzw. 

Einstellunfsbescheid erlassen wurde. Durch die gegen­

ständliche i Novellierung soll die Ersatzpflicht der Partei 

nunmehr auf die letzten 3 Jahre vor dem Zeitpunkt der Er­

lassung de� Berichtigungsbescheides eingeschränkt werden. 

Hievon sol�en aber jene Ersatzpflichtigen ausgenommen 

sein, die die nicht gebührenden Leistungen durch eine 

Handlung i� Sinne des § 69 Abs. 1 lit. a AVG 1950 her­

beigeführt haben, wie z.B. durch die unrichtige Aus­

füllung eihes amtlichen Fragebogens anläßlich einer Erklä­

rungsaktio� gemäß § 99 KOVG 1957 (vgl. u.a. Erk. des 

VwGH vom 28.3. 1 957, Z1. 2�84/54,und vorn 6.11.1972, Zl. 

1915/70). Ein finanzieller Nachteil für den Bund wird 

sich aus dieser Änderung voraussichtlich nicht ergeben, 

weil schon bisher die vollständige Hereinbringung von 

ungebührlilch geleisteten Zahlungen im Hinblick auf' das 

Alter der�versorgungSbereChtigten.deren wirtschaftliche 

Verhältni se und mangelndes Nachlaßvermögen in der Mehr­

zahl der älle nicht möglich war. Im übrigen kann einer 

verkurzun� des.Bundes auch dadurch begegnet werden, daß 

Oie im. § �9 KOVG 1957 vorgesehenen Erklärungsaktionen 

in regelmäßigen Zeitabständen durchgeführt werden. 

Durch die Neufassung des § 54 Abs. 1 KOVG 1957 wird auch 

einer For&erung der Interessenvertretung der Kriegsopfer 

teilweise i Rechnung getragen. 

Durch die.Übergangsbestimmung des Art. 11 Abs. 1 soll 

klargestellt werden, daß die Neuregelung des § 54 KOVG 1 957 

nur in jenen Fällen Anwendung findet, in denen die Versor­

gungsleistungen nach dem Inkrafttreten der Novelle neu 

bemessen werden. 
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Zu Art. I Z 8 (§ 61 Abs. 4): 

In der derzeitigen Fassung des § 61 KOVG 1957 ist nicht 

ausdrücklich geregelt, ab wann in den Fällen der Abs. 1 

bis 3 das Ruhen wirksam werden soll bzw. die Leistungen 

wieder zu gewähren sind. Die Textierung dieser Bestimmung 

läßt den Schluß zu, daß das Ruhen mit dem Tag des Ein­

tritts des Ruhensgrundes wirksam wird bzw. die Versor­

gungsleistungen mit dem Tag des Wegfalls des Ruhens­

grundes· wieder zu gewähren sind. Dem System der Kriegs­

opferversorgung entspricht es hingegen, daß Versorgungs­

leistungen jeweils mit dem Monatsersten für den vollen 

Monat gewährt und mit dem Ablauf eines Monates einge­

stellt werden. 

Durch die Anfügung eines Abs. 4 in der vorgeschlagenen 

Fassung soll eine Rechtsgrundlage für die systemgerechte 

Anwendung des § 61 KOVG 1957 geschaffen werden. 

Zu Art. I Z 9 (§ 64 Abs. 3): 

Die Streichung des Stichtages "1. November 1956" dient 

lediglich der redaktionellen Bereinigung des KOVG von 

überholten Bestimmungen. 

Zu Art. I Z 10 (§ 72 zweiter Satz): 

Durch die 37. Novelle zum ASVG, BGBl. Nr. 588/1981, 

wurde der Bestattungskostenbeitrag gemäß § 171 ASVG 

einheitlich mit 6 .000 S festgesetzt. Der zweite Satz 

des § 72 KOVG 1957 ist deshalb gegenstandslos geworden 

und wäre aufzuheben. 

Zu Art. I Z 11 (§ 76) und Art. II Abs. 2 :  

Der Verwaltungsgerichtshof hat bisher in ständiger Recht­

sprechung die Rechtsmeinung vertreten, daß auf die Gewäh­

rung eines Härteausgleiches niemandem ein Rechtsanspruch 
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zustehe und daher durch die Nichtgewährung niemand in 

seinen Rechten verletzt sein könne. Über Anträge auf 

Leistungen im Wege des Härteausgleiches wurden deshalb 

bisher ke� ne Bescheide erteilt. Mit seinem durch einen 

verstärkt�n Senat ergangenen Erkenntnis vom 21.4 .1982 , 

Zl. 09/1647/78, hat der Verwaltungsgerichtshof diese 
I 

Rechtsauf�assung insoferne modifiziert, als nunmehr 

eine Verptlichtung der Behörde angenommen wird, Anträge 

auf Gewäh ung eines Härteausgleiches bescheidmäßig zu 

erledigen weil es sich beim § 7 6  KOVG 1957 um eine 

Regelung andelt, die der Partei - wenn auch keinen 

Rechtsans ruch - so doch einen Anspruch auf eine Er­

messensen scheidung einräumt. 

Nach der ,eltenden Rechtslage ist zur Entscheidung über 

Härteausgt eiche der Bundesminister für soziale Ver-
I 

waltung i� Einvernehmen mit dem Bundesminister für Fi-
! 

nanzen zu�tändig. Das bedeutet, daß den Parteien gegen 

die Entsc�eidung über den Härteausgleich kein ordentliches 

ReChtsmit�' el zusteht. Diese Regelung entspricht nicht dem 

System de KOVG 1957 und vermag auch vom Standpunkt der 

Rechtssta tlichkeit bzw. des Rechtsschutzbedürfnisses 

nicht zu �efriedigen. Die geänderte Rechtsauffassung des 

Verwaltun sgerichtshofes soll deshalb zum Anlaß genommen 

werden, d n Rechtsschutz auch dur9h entsprechende legi­

stische Maßnahmen, nämlich die Einräumung eines ordent­

lichen Rechtsmittels auch im Verfahren gemäß § 7 6 ·KOVG 

1957 , zu verbessern. Aus diesem Grunde soll die Zustän­

digkeit �ur Bemessung von Leistungen im Härteausgleich 

den Landesinvalidenämtern übertragen werden. Um jedoch 

weiterhin eine bundeseinheitliche Durchführung des § 7 6  

KOVG 1957 sicherzustellen, wäre die Entscheidung über die 

grundsätzliche Bewilligung bzw. die Versagung eines Aus-
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gleiches dem Bundesminister für soziale Verwaltung und 

dem Bundesminister für Finanzen vorzubehalten. Diese 

Konstruktion hat zur Folge, daß dem Versorgungswerber 

gegen die grundsätzliche Entscheidung über den Härte­

ausgleich das Recht der Berufung an die Schiedskommission 

und der Vorstellung gemäß § 93 KOVG 19 57 nicht eingeräumt 

werden kann. Gegen diese Entscheidung steht somit nur die 

Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder an den Ver­

fassungsgerichtshof offen. 

Die Einstellung und neuerliche bescheidmäßige Zuerkennung 

der bisher gewährten Ausgleiche ist nicht erforderlich, 

. weil die Regelung des § 76 KOVG 1957 in materieller Hin­

sicht keine Änderung erfährt und daher eine Überprüfung 

der einzelnen Fälle zu keiner anderen Beurteilung führen 

könnte. Durch Art. 11 Abs. 2 soll deshalb verfügt werden, 

daß die bis zum Zeitpunkt, des Inkrafttretens dieses Bun­

desgesetzes bewilligten Härteausgleiche als gemäß § 76 
KOVG 19 57 in der vorgeschlagenen Fassung zuerkannte Aus­

gleiche gelten. 

Zu Art. I Z 12 (§ 78 a ) und Art. 111 Abs. 1: 

Über die Anerkennung von Gesundheitsschädigungen als 

Dienstbeschädigungen sowie über die nach dem KOVG 1957 
gebührenden Versorgungsleistungen,entscheiden in erster 

Instanz die in Wien, Graz, Linz, Salzburg, Innsbruck, 

Klagenfurt und Bregenz bestehenden Landesinvalidenämter 

und in zweiter und letzter Instanz die bei diesen Ämtern 

errichteten Schiedskommissionen. Die Schiedskommissionen 

sind wie die Landesinvalidenämter Bundesbehörden. Sie 

bilden keinen Bestandteil der Landesinvalidenämter, son­

dern sind von diesen unabhängige, lediglich der Dienst­

aufsicht des Bundesministers für soziale Verwaltung unter-

17/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 25 von 68

www.parlament.gv.at



- 10 -

stehende und nach dem Kollegialprinzip organisierte 

'Berufungsbehörden . 

Der Rechnungshof hat nunmehr auf Grund der Gebarungs­

prüfung be'im Landesinvalidenamt für Kärnten im Jahre 

1979 in s�inem Bericht vom 4.5. 1981, Zl. 14 50-1/ 5/81, 
hinsichtliich der bei diesem Amte errichteten Schieds­

kommissiori folgendes bemerkt: 

liDer Rechriungshof stellte hinsichtlich der beim Lan­

desinvaliqenamt errichteten Schiedskommission fest, daß 

1976 192, 1977 217 und 1978 138 Berufungen bei dieser 

eingelangt waren. 1977 wurden 222 und 1978 142 Beru­

fungsverfqhren abgeschlossen. Weiters wurden 1976 10, 
1977 13 und 1978 5 Gegenschriften zu VwGH-Beschwerden 

verfaßt. 

Aufgrund dieser Auslastungszahlen, die gerade ab dem 

Jahre 1978 einen deutlichen Rückgang aufweisen, ist der 

Rechnungshof der Auffassung, daß die Schiedskommission 

gerade noch hinreichend beschäftigt war, um deren Be­

stand zu fechtfertigen. Der stete Rückgang der Zahl 
i 

der versorgUngSberechtigten und ein durch umfangreiche 

Judikatur geprägtes Versorgungsrecht lassen jedOCh ein 

weiteres tbsinken ihrer Befassung in quantitativer Hin­

sicht erw�rten. 

Der Rechnungshof empfiehlt daher dem Bundesministerium 

für soziale Verwaltung die weitere Entwicklung zu beob� 

achten, und in jenem Zeitpunkt, in dem eine ausreichende 

Auslastung der Schiedskommission nicht: mehr gegeben ist, 

die Schiedskommission beim Landesinvalidenamt für Kärnten 

mit der eines anderen Landesinvalidenamtes zusammenzu­

legen. 11 

Nach Auffassung des Bundesministeriums für soziale Ver­

waltung kommt den Feststellungen des Rechnungshofes be-
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treffend die Auslastung der Schiedskommission Berech­
-tigung zu. Darüber hinaus muß befürchtet werden, daß 
im Zusammenhang mit dem Rückgang der Zahl der Beru­
fungen Verfahrensverzögerungen eintreten und die 
Qualität der Entscheidungen wegen der fehlenden 
Routine und Erfahrung der Mitglieder der Schieds­
kommission leidet. Damit würde aber die Einrichtung 
der Schiedskommission der ihr zugedachten Funktion als 
Berufungsinstanz nicht mehr gerecht. 

Weder im KOVG 19 57 noch in einem anderen Bundesgesetz 
ist allerdings eine Vorschrift enthalten, die den Bun­
desminister für soziale Verwaltung ermächtigt, die bei 
den Landesinvalidenämtern errichteten Schiedskommissionen 
aufzulassen oder eine Schiedskommission mit einer anderen 
Schiedskommission zusammenzulegen. Um der Empfehlung des 
Rechnungshofes entsprechen zu können, muß deshalb in das 
KOVG 19 57 eine gesetzliche Ermächtigung Aufnahme finden. 
Dies soll durch die Einfügung eines § 78a geschehen. 

Die vorgeschlagene Regelung soll es dem Bundesminister 
für soziale Verwaltung ermöglichen, für die Sprengel 
mehrerer und erforderlichenfalls - zu einem späteren 
Zeitpunkt - auch aller Landesinvalidenämter eine ge­
meinsame Schiedskommission zu errichten. Die Ermäch­
tigung, Schiedskommissionen im Verordnungsweg aufzu­
lassen und neu zu errichten, soll an die Voraussetzung 

gebunden sein, daß dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, 
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. 
Eine derartige Umschreibung ist nach der ständigen Recht­
sprechung des Verfassungsgerichtshofes mit dem im Ar­
tikel 18 B-VG verankerten Rechtsstaatsprinzip vereinbar, 
weil die letztgenannten Gesetzesbegriffe einen so weit 
bestimmbaren Inhalt haben, daß eine Verordnung auf ihre 
Ubereinstimmung mit diesem Inhalt geprüft werden kann 
( vgl. Slg.Nr. 4181/62, 569 5/68). 
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Im übrigen soll - abgesehen von einigen KlarsteIlungen und 
·Ergänzungen - der bisherige Aufbau der Schiedskommissionen 
und deren organisatorische Einordnung als im Instanzenzug 
übergeordn�te Behörden beibehalten werden. 

Im Hinblicl darauf, daß die Funktionsperiode der Schieds-
I 

kommissionjen mit Ende des Jahres 1984 ausläuft, soll 
die Neuorqnung gemäß Art. 111 Abs. 1 erst mit 1. Jänner 
198 5 in Knaft treten, um einen reibungslosen Übergang 
sicherzus�ellen. 

I 
! 

I 
Zu Art. I I Z 13 (§ 80): 

I 

Die NeufaJsUng des § 80 KOVG 19 57 dient der klareren 
Umschreib�ng der Zusammensetzung der Schiedskommissionen 
und der S�nate der Schiedskommissionen. Sie folgt der 
geltenden l Rechtslage und. der bisherigen Praxis. Ferner 
soll die vom Bundesminister für soziale Verwaltung be­
stimmte AQzahl der Senate der Schiedskommissionen künf­
tighin inlden Amtlichen Nachrichten des Bundesministeriums 
für soziate Verwaltung kundgemacht werden. 

I 
Im gelten�en § 80 KOVG 19 57 finden sich auch Regelungen 
darüber, �er der Schiedskommission als Mitglied angehören 
darf. Die�e Regelungen sollen aus Gründen der Übersicht­
lichkeit fit den diesbezüglichen im § 81 Abs. 1, 2, 3 und 
5 KOVG 19i57 enthaltenen Vorschriften in den Absätzen 4 
und 5 des § 81 KOVG 19 57 zusammengefaßt werden. 

Zu Art. I Z 14 (§ 81): 

Nach der geltenden Fassung des § 81 KOVG 19 57 dürfen die 
Kriegsopferverbände als erste Beisitzer nur Personen aus 
dem Kreis der nach dem KOVG 19 57 Versorgungsberechtigten 
in die Schiedskommissionen entsenden. Durch die Neufassung 
des § 81 KOVG 19 57 soll den Verbänden die Möglichkeit ein­
geräumt werden, auch Personen ihres Vertrauens zu nomi-
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nieren, die selbst nicht dem versorgungsberechtigten 
Personenkreis angehören. Damit wird eine effiziente 
Vertretung der Interessen der Kriegsopfer auch dann 
gesichert, wenn aus dem Kreis der Versorgungsberech­
tigten aus Altersgründen erste Beisitzer nicht mehr in 
genügender Anzahl zur Verfügung stehen. Durch die vor­
geschlagene Änderung wird auch einerdiesbezügliche For­
derung der Zentralorganisation der Kriegsopferverbände 
Österreichs Rechnung getragen. Eine vergleichbare Re­
gelung ist für die nach dem Opferfürsorgegesetz eingerich­
teten Rentenkommissionen und die Opferfürsorgekommission 
durch die 28. OFG-Novelle vom 10. 12. 1982, BGBI. Nr. 6 50, 
getroffen worden. 

Im übrigen folgt die vorgeschlagene Regelung im wesent­
lichen der geltenden Rechtslage. Wie bereits bisher ist 
die Bestellung der Mitglieder der Schiedskommissionen 
dem Bundesminister für soziale Verwaltung zugeordnet. 
Im Falle der Zusammenfassung zweier oder mehrerer 
Schiedskommissionen wird das Vorschlagsrecht den für 
die Sprengel der neuen Schiedskommission zuständigen 
Landeshauptmännern gemeinsam zustehen. 

Der Bundesminister für soziale Verwaltung ist bei ver­
fassungskonformer Auslegung der Bestrmmungen über das 
Vorschlagsrecht der Landeshauptm�ner, der Interessen­
vertretungen und der Leiter der Landesinvalidenämter 
nicht an deren Vorschläge gebunden. Ein solches bin­
dendes Vorschlagsrecht gegenüber einem obersten Organ 
der Vollziehung wäre - wenn es nicht von der Bundesver­
fassung ausdrücklich vorgesehen ist - verfassungswidrig. 
Die Unverbindlichkeit der Vorschläge soll deshalb durch 
die Umschreibung: "unter Bedachtnahme auf die Vorschläge" 
auch sprachlich zum Ausdruck gebracht werden. 
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Die Regelungen darüber, welche Voraussetzungen eine 
·Person für die Bestellung zum Mitglied einer Schieds­
kommission erfüllen muß, werden in den Absätzen 4 und 5 
des § 81 zusammengefaßt (vgl. die Erläuterungen zu 
Artikel I Z 14). Die Voraussetzung der "besonderen 
Erfahrungel[l auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge" 
wurde durc� die inhaltlich besser bestimmbare Um-

I 

schreibung ! der "besonderen Erfahrungen auf dem Gebiete 
I 

des Sozialrechtesll ersetzt. 

Zu Art. I � 16 (§ 83): 

Nach der geltenden Fassung des § 83 KOVG 19 57. haben die 
Mitgliede� der Schiedskommissionen das Gelöbnis vor den 

i 

Leitern d�r Landesinvalidenämter abzulegen. Im Hinblick 
darauf, daß die Zuständigkeit einer Schiedskommission 
nach der vorgeschlagenen Neuordnung der Schiedskommissionen 
die Sprengel mehrerer oder aller Landesinvalidenämter um­
fassen kann, soll das Gelöbnis künftighin vor dem Bundes­
minister tür soziale Verwaltung oder einem hiezu ermäch-

I 

tigten Be�ten geleistet werden. 

Zu Art. I ! Z 17 ( § 84): 
I 
I 

Durch diel Neufassung des § 84 KOVG 1957 soll - einer 
I 

Anregung �es Bundesministeriums für Finanzen folgend -
der Ersat� der Reisekosten einer detaillierteren ge­
setzlicheb·Regelung zugeführt werden. Sie folgt im 
wesentlichen den diesbezüglichen Vorschriften des 
Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1974, für 
die Mitglieder der Einigungsämter und des Obereini­
gungsamtes sowie den bisherigen erlaßmäßigen Regelungen. 

Nach § 81 Abs. 5 in der durch die Novelle vorgeschla­
genen Fassung sollen zu Mitgliedern der Schiedskommission 
nur Personen bestellt werden, die am Sitz der Schieds­
kommission ihren ständigen Wohnsitz haben. Die Bestellung 
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einer Person mit einem Wohnsitz außerhalb des Sitzes 
. 

der Schiedskommission wird deshalb nur dann in Betracht 
kommen, wenn auf andere Weise eine dem gesetzlichen 
Auftrag entsprechende Funktion der Schiedskommission 
nicht gewährleistet werden kann. Für diesen Fall soll 
durch § 84 Abs. 2 auch eine angemessene Vergütung der 
durch die Reisebewegung bedingten Mehraufwendungen vor­
gesehen werden. 

Zu Art. I Z 18 (§ 8 5 ) :  

Nach der bisherigen Praxis ist bei den größeren Schieds­
kommissionen dem Vorsitzenden neben der Führung des 
Vorsitzes in einem oder mehreren Senaten auch die Lei­
tung des Dienstbetriebes und die Wahrung der Einheitlich­
keit der Rechtsprechung übertragen. Er wird hiebei von 
einem Büro unterstützt, das aus dem Leiter, der erforder­
lichen Anzahl von Schriftführern und Kanzleipersonal be­
steht. Die erforderlichen Bediensteten sind aus dem Per­
sonalstand des Landesinvalidenamtes zur Verfügung zu 
stellen. Das Nähere über die Führung der Geschäfte ist 
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung erlaßmäßig 
durch eine Geschäftsordnung geregelt. 

Diese Organisation, die sich bewährt hat, soll nunmehr 
auch gesetzlich verankert werden. Ferner soll klarge­
stellt werden, daß für die sachlichen und persönlichen 
Erfordernisse der Schiedskommission das Landesinvaliden­
amt aufzukommen hat, bei dem die Schiedskommission er­
richtet ist. Abweichend von der bisherigen Regelung soll 
die Verteilung der Geschäfte auf die einzelnen Senate 
nicht mehr dem Leiter des Landesinvalidenamtes, sondern 
im Hinblick auf die Funktion des Vorsitzenden und die 
erweiterte Zuständigkeit der Schiedskommission dem Vor­

sitzenden der Schiedskommission obliegen. Hiedurch wird 

auch einer langjährigen Forderung der Interessenvertretung 
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der Kriegsopfer Rechnung getragen. 

Zu Art. I Z 19 (§ 86 Abs. 3): 

Durch das iBundesgesetz vom 1. April 1982, BGB1. Nr. 199, 
i 

hat in del' § 18 Abs. 4 AVG 1950 die Bestimmung Aufnahme 
gefunden, daß schriftliche Erledigungen (Ausfertigungen) 
der Behör4en, die mittels automationsunterstützter Da-, . 
tenverarbeitung erstellt werden, weder einer Unterschrift 
noch eine� Beglaubigung bedürfen. 

! , 
Das KOVG /1957 enthält im § 86 Abs. 3 eine vergleichbare 
vorschrift. Während sich jedoch die Regelung des § 86 
Abs. 3 KOli G 1957 lediglich auf die Ausfertigung von Be­
scheiden ezieht, bedürfen nach § 18 Abs. 4 letzter Satz 
AVG 1950 uch alle übrigen Ausfertigungen von Erledigungen 
im Sinne �es § 18 Abs. 4 AVG 1950 weder einer Unterschrift 
noch einer Beglaubigung. 

Im Hinblick darauf, daß durch § 18 Abs. 4 AVG 1950 als 
der weiteren Bestimmung auch die im § 86 Abs. 3 KOVG 1957 

enthalten� Regelung erfaßt ist, ist § 86 Abs. 3 KOVG 1957 

entbehrlifh geworden und soll deshalb entfallen. 

Zu Art. � Z 20 (I 92 Z 3): 

Nach der !geltenden Fassung des § 92 KOVG 1957 dürfen 
! 

nur �1i tgliieder der Kriegsopferverbände als bevoll-
mächtigte Vertreter von Versorgungswerbern zugelassen 
werden. Die Neufassung der Z 3 des § 92 sieht vor, daß 
auch Arbeitnehmer der Kriegsopferverbände, die selbst 
nicht dem versorgungsberechtigten Personenkreis ange­
hören, die Vertretung von Versorgungswerbern übernehmen 
dürfen. Damit wird eine effiziente Vertretung der Kriegs­
opfer auch dann gesichert, wenn aus dem Kreise der Ver-
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sorgungsberechtigten aus Altersgründen bevollmächtigte 
.Vertreter nicht mehr in genügender Anzahl zur Verfügung 
stehen. 

Durch die vorgeschlagene Änderung wird auch einer dies­
bezüglichen Forderung der Zentralorganisation der Kriegs­
opferverbände Österreichs Rechnung getragen. 

Zu Art. I Z 21 (§ 93): 

§ 86 Abs. 3 KOVG 19 57 soll im Hinblick auf die um­
fassendere Regelung im § 18 Abs. 4 letzter Satz AVG 19 50, 
die zufolge § 86 Abs. 1 KOVG 19 57 auch im KOVG 19 57 An­
wendung findet, aufgehoben werden (vgl. hiezu die Er­
läuterungen zu Art. I Z 19). Der Hinweis im § 93 Abs. 3 
auf § 86 Abs. 3 muß deshalb durch die Umschreibung der 
Bescheide, gegen die das Rechtsmittel der Vorstellung 
zusteht, ersetzt werden. 

Diese Änderung wurde zum Anlaß genommen, § 93 aus 
Gründen der Übersichtlichkeit und Rechtssicherheit neu 
zu fassen. Während in den Abs. 1 und 2 das Recht auf 
Berufung und Vorstellung normiert werden, sollen jene 
Abweichungen vom AVG 19 50, die in der Schutzwürdigkeit 
des zu versorgenden Personenkreises ihre Begründung fin­
den, im Abs. 3 zusammengefaßt werden: 

1. Rechtsmittelfrist von sechs Wochen 
2. Einbringung des Rechtsmittels auch durch Er­

klärung zu Protokoll 
3. Ausschluß von mündlichen Bescheiden 

Die im letzten Satz des § 93 Abs. 1 KOVG 19 57 enthaltene 
Bestimmung, daß der Lauf der Rechtsmittelfrist, falls der 
Berufungswerber einen Bevollmächtigten bestellt hat, mit 
dem Tag der Zustellung des Bescheides an den Bevollmächtig­
ten beginnt, soll in die neue Fassung des § 93 nicht mehr 
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übernommen werden. Nach der Judikatur des Verwaltungs­
gerichtshofes zum Zeitpunkt der Schaffung des KOVG 
konnten den Versorgungswerbern Bescheide auch dann 
rechtswirksam zugestellt werden, wenn ein Zustellungs­
bevollmächtigter vorhanden war. Da es nicht selten 
vorkam, daß Versorgungswerber, denen der Bescheid von 
der Versorgungsbehörde unmittelbar zugestellt wurde, im 
Vertrauen diarauf , daß ihre bevollmächtigten Vertreter 
eine Abschrift des Bescheides zugestellt erhalten und 
die erforderlichen Schritte unternommen haben, die Rechts­
mittelfrist versäumten ( vgl. die Erläuterungen zu Art. I 
Z 22 des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 169/19 54), kam der 
gegenständlichen Bestimmung eine wesentliche Rechts­
schutzfunktion zu. Gemäß § 9 Abs. 1 des Zustellgesetzes, 
BGBI. Nr. 200/1982, hat nunmehr die Versorgungsbehörde, 
sofern gesetzlich nicht ausdrücklich anderes bestimmt 
ist, eine Person als Empfänger zu bezeichnen, wenn diese 
im Inland wohnende Person gegenüber der Behörde zum 
Empfang von Schriftstücken bevollmächtigt ist ( Zustell­
bevollmäch�igter ) .  Geschieht dies nicht, gilt die Zu­
stellung e�st in dem Zeitpunkt als vollzogen, in dem 
das SChri�tstück dem Zustellungsbevollmächtigten tat­
sächlich zfgekOmmen ist. Daraus ergibt sich, daß durch 
die direkt!e Zustellung an den Versorgungsberechtigten 
der Zustelilungsbevollmächtigte nicht mehr übergangen 
werden kann. Die Schutzbestimmung des § 93 Abs. 1 letzter 
Satz KOVG 1957 ist deshalb entbehrlich. 

Ferner wi�d durch die Neufassung auch sichergestellt, 
daß die für die Berufung festgelegten Abweichungen vom 
AVG 1950 gleichermaßen auch für das Rechtsmittel der Vor­
stellung gelten. Weiters soll klarer zum Ausdruck ge­
bracht werden, daß das Rechtsmittel bei dem Landesinva­
lidenamt einzubringen ist, das den angefochtenen Bescheid 
erlassen hat. 
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Zu Art . I Z 22 ( §  9 4  Abs. 4) : 

Durch die Neufassung des § 81 Abs. 2 KOVG 1957 wird den 
Kriegsopferverbänden die Möglichkeit eingeräumt, als 
erste Beisitzer der Schiedskommission auch Personen zu 

nominie ren , die nicht dem K reise der Versorgungsbe­
rechtigten angehören ( vgl. die Ausführungen zu Art. I 

Z 14) . § 9 4  Abs. 4 KOVG 1957 bedarf deshalb einer ent­
sprechenden Anpassung. 

Zu Art. I Z 23 ( § §  101 - 107) : 

D i e  § §  1 01 bis 107 enthalten Regelungen , d i e  der Übe r­

leitung der nach Beendigung des 2. Weltkrieges einge ­
richteten K riegsopferversorgung in das durch das Bundes­
gesetz vom 14. 7. 19 4 9 ,  BGB1. Nr. 197 , neu geschaffene 
und mit 1. 1. 1950 in Kraft getretene K riegsopferverso rgungs_ 
gesetz dienten. Diesen Regelungen kommt heute keine Ak­
tualitat mehr zu. Aus den letzten Jahren sind keine 
Fälle bekannt, in denen Vorschriften der § §  101 bis 107 

anzuwenden gewesen wären. Die angeführten Bestimmungen 
sollen deshalb aus dem Rechtsbestand des KOVG 1957 aus-

, gesch Ieden werden. 
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., 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1 957 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung 

§ 13 Abs. 1: 

( 1) Unter Einkommen im Sin­

ne des § 12 Abs. 2 ist - a bge­

sehen von den Sonderbe stimmun­
gen der Abs. 4 bi s 9 die 

Wertsumme zu verstehen, die 
einer Person aus dauernden Er­

tragsquellen in Geld- oder Gü­

terform zufließt und die sie 

ver brauchen kann, ohne daß ihr 

Vermögen geschmälert wird. Zum 

Einkommen zählen jedoch nicht 

Familienbeihilfen, 

bei träge sowie die 

Erziehungs­

für Kinder 

gewährten Familienzulagen, Fa­

milienzuschläge, Steigerungs be­

träge und sonstige gleicharti­

gen Leistungen. 

§ 13 A bs. 1 0 :  

( 10) Einkommen, die im Au s­

land erzielt werden, sind nach 

' dem jeweiligen Monat sdurch­

schnitt der Mittelkurse für De­
visen der Wiener Bör se umzu-

Vorgeschlagene Fassung 

§ 13 Abs. 1 :  

( 1) Unter Einkommen im Sin­

ne des § 12 Abs. 2 ist - a bg e ­

sehen von den Sonderbestimmun-

gen der Abs. 4 bis 9 die 

Wert summe zu verstehen, die 
einer Person aus dauernden Er-
trags quellen in Geld- oder Gü-

terform zufließt und die sie 
verbrauchen kann, ohne daß ihr 

Vermögen geschmälert wird. Zum 

Einkommen zählen jedoch nicht 
Familienbeihilfen, 
beiträge sowie die 

Erziehungs­

für Kinder 
gewährten Familienzulagen, Fa­

milienzuschläge, Steigerungs be­

träge und sonstige gleicharti­

gen Lei stungen. Wenn das Ein­

kommen aus laufenden Monats be­

zügen bes'teht, gelten auch die 

in einzelnen Monaten anfallen­

den Sonderzahlungen nicht als 

Einkommen. 

§ 13 Abs. 1 0: 

( 1 0) Einkommen, die im Aus­

land erzielt werden, sind nach 

dem jeweiligen Monatsdurch­
schnitt der Mittelkurse für De­

vi sen der Wiener Börse umzu-
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re chnen. Bei. der Bemessung der 

Versorgungsleistung, der ein 

sol ches Einkommen zugrunde ge­

legt wird, ist Abs . 3 anzuwen­
den. 

§ 22 Abs. 4 :  

(4) In de� Krankenver­

sicherung nach Abs. 1 werden 

Krankengeld, Fami �ien (Tag)geld, 
Wochengeld und E htbindungsbei­
trag nicht gewähr�. 

§ 29 Abs. 3 :  

, 

( 3) Die Be �chädigtenrente 

wird während einer mit voller 

Ver pflegung verbundenen Heilbe­

hand lung weiter geleistet, doch 

ist eine bere its zuerkannte 

Pflegezulage (§  1 8) oder Hi lf­

losenzUlage (§ 1 8a) oder ein 

bereits zuerkannter Zuschuß zu 

den Kosten für D iätverpflegung 

(§ 1 4) mit dem - ersten Tage des 

auf den Beginn der Heil behand­

lurig folgenden vierten Monates 

- 2 -

re chnen; der Umre chnung von 

Währungen, die an der Wiener 

Börse ni cht notieren, sind d ie 

von der Osterrei chis chen Natio ­

nalbank erre chneten Werte zu ­

grunde zu legen. Bei der Beme s ­
sung der Versorgungsleistung , 

der ein solches Einkommen zu · 
grunde gelegt wird, ist Abs . 3 

anzuwenden. 

§ 22 A bs. 4 :  

(4) In der Krankenver -

sicherung nach Abs. 1 werde n 

Krankengeld, Familien (Tag)geld 
und Wochengeld nicht gewährt. 

§ 29 A bs. 3: 

(3) Die Bes chädi gtenrente 

i st während einer mit voller 
Ver pflegung ver bundenen Heil­

behandlung weiter zu leisten. 

Ein Ans pruch auf Pflegezulage 

(§ 1 8), Hilflosenzulage (§ 1 8a) 
oder Zuschuß zu den Kosten für 

Diätver pflegung (§ 14) ruht 

jedo ch a b  dem ersten Tag des 

auf Beginn der Heilbehandlung 
folgenden vierten Monates und 

lebt erst mit dem Ersten des 

, 
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einzustellen und erst für den 

Monat wiede r zu leisten, in dem 

die Heilbehandlung beendet wur-

de . Hat ein Beschädigter für 

unterhaltsberechtigte Angehöri­

ge nicht zu sorgen, ist eine 
b erei ts zuerkannte Zusatz rente 

2 u f  die gleiche Dauer einzu­

s tellen . Eine während einer mit 
voller Ver pflegung verbundenen 

Heilbehandlung beantragte Pfle­

gezulage oder Hilflosenzulage 

oder ein beantragter Zuschuß zu 

den Kosten für Diätverpflegung 
ist beim Zutreffen der sonsti­

gen Voraussetzungen frühestens 
vom Ersten des Monates an zu 

leisten, in dem die Heilbehand­

lung beendet wurde. Das gleiche 

gi It für den Ans pruch auf Zu­

satzrente für Beschädigte, die 

für keine unterhaltsberechtig­

ten Angehörigen zu sorgen ha­

ben. 

§ 30 Abs. 3 :  

(3) Für Streitigkeiten über 

Ersatzans prüche nach diesem 

Bundesgesetze zwischen den Trä­

gern der Krankenversicherung 

und dem Bunde gel ten sinngemäß 

die Bestimmungen des Allgemei­
nen Sozialversiche rungsgesetzes 

- 3 -

Monates wieder auf, in dem die 

Heilbehandlung beendet wurde . 

Das gleiche gil t für die Zu-
satzrente, 

ter für 

Angehörige 

hat. Wird 

wenn ein Beschädi g­

unterhaltsberechti gte 

nicht 

eine 
Hilflosenzulage 

zu sor gen 
P flegezula p: e  

oder ein Zu-
schuß zu ' den Kosten für Diät­
ver pflegung während einer oder 

nach einer mit voller Ver p fle­

gung verbundenen Heilbehandlung 

beantragt, so - sind die genann­

ten Versorgungsleistungen b e i. m  

Zutreffen der sonstigen Voraus ­

setzungen frühestens vom Ersten 

des Monates an zu gewähren, in 

dem die Heilbehandlung beendet 
wurde. Das gleiche gilt für den 

Anspruch auf Zusatzrente für 

Beschädigte, die für keine ' un­

terhaltsberechtigten Angehöri­

gen zu sorgen haben. 

§ 30 Abs. 3 :  

(3) Für Streitigkeiten über 

Ersatzans prüche nach diesem 
Bundesgesetze zwischen den Trä­

gern der Krankenversicherung 

und dem Bunde gelten sinn gemäß 

die Bestimmungen des Allgeme i­
nen Sozialve rsicherungsgesetzes 
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iJber das Ver fahren bei Strei­

ti gkeiten über Ersatzansprüche 
d er Fürsorgeträger gemäß Ab­

schni t t 1 1  des Fün ften Tei les 
des Allgemeinen Sozialversiche­

rungsgesetzes ; die Vorschri ften 

des Abs. 2 bleiben unberührt. 

§ 52 A bs. 5: 

(5) Anträ ge auf Neubemes­

::m ng einer berei s rechts krä f­

t i g  zuerkannten Beschädigten­

g rundrente wegen einer Vermin­

derung des Grade� der Erwer bs-
i 

fähigkeit sind �hne Durch füh-

rung eines Erm �ttlungsver fah-

rens a bzuweisen, wenn seit 

Rechtskra ft der letzten Ent­

scheidung über !die Höhe der 

Grundrente noch bicht ein Jahr 
i 

vers trichen ist. i 

§ 54 Abs. 1 �nd 2: 

( 1 ) Zu Unrejcht emp fangene 

Rentenbezüge si nd dem Bunde zu 

ersetzen ; das g�eiche gilt für 

zu Unrecht emp fa�genes Kranken­

geld und Famili E[mgeld, das von 
I 

einem Träger �er Krankenver­
I 

sicherung für Rdchnung des Bun-

- 4 -

über das Ver fahren bei S t re 5 -
tigkeiten ü ber Er sat zan s p r Uche 
der Träger der S ozia lhi I f e  g e ­

mäß Abschnitt 1 1  de s Fün ften 
Tei les des Allgeme i nen So z i a l "  
versicherung s ge setze s ; die V or , 

schri ften des Abs. 2 b lei b en 
unberührt. 

§ 52 Abs. 5 :  

(5) Anträ ge au f Neu beme s ­
sung einer bereits recht s krä f­
tig zuerkannten Be schädig ten ­
grundrente we gen einer Vermin ­
derung des Grades der Erwer b s ­
fähigkeit sind ohne Durch füh­
rung eine s Ermitt lung sver fah­
rens zurüc kzuweisen, wenn sei t 
Rechtskra ft der le tz ten En t­
scheidung ü ber die Höhe der 
Grundrente noch nicht ein Jahr 
verstrichen ist . 

§ 54 A bs. 1 und 2 :  

( 1 )  Zu Unrecht emp fangene 

Rentenbezüge und zu Unrecht 
emp fangene s onstige Geldlei­

stungen ein schließ I ich eine s 
von einem Träger der Kranken­

versicherung für Rechnung des 

Bundes gezahlten Kranken- und 
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de s gezahlt worden ist. Es 

tritt jedoch keine Verpflich-

tung zum Rücker satz ein, wenn 

den Empfänger an der Ungebühr-

l ichke it der Lei stung kein Ver-

schulden trifft und die Lei-

stung in gutem Glauben empfan­

g en worden ist. 

(2) Der Er satz zu Unrecht 

empfangener Geldlei stungen i st 

durch Aufrechnung zu bewirken, 

wobei auf die wirtschaftlichen 

- Verhältnis se des Ersatzpflich-
tigen billige Rück sicht zu neh­

men ist. Kann keine Aufrechnung 

stattfinden, so i st der Ersatz­

pflichtige oder sein ge setz­
licher Vertreter zum Ersatze zu 

verhalten. Bleibt die Aufforde­

rung zum Ersatz erfolglo s, so 

ist der Schaden s betrag im Ver-

- 5 -

Famliengeldes sind dem Bund zu 

er setzen. S ie dürfen jedoch nur 

für einen Ze itraum von dre i 

Jahren, gerechnet vom Ze i tpunkt 
der Erla s sung des Änderungs-

oder Ein stellungsbe sche ide s , 

zum Rücker satz vorge schr ieb e �  

werden, sofern d ie Lei stungen 

nicht durch eine Handlung im 
Sinne de s § 69 Ab s. 1 l it. a 
de s Allgemeinen Verwaltung sver­

fahrensge setze s 1950 herbe ige­

führt worden sind. Tri fft den 

Empfänger an der Ungebührl i ch­

keit der Leistung ke in Ve r­

schulden und i st d ie Le i stung 

von diesem in gutem Glauben 

empfangen worden, so tr itt 
keine Verpflichtung zum Rücker­

satz ein. 

(2) Der Er satz von zu Un­

recht empfangenen Rentenbezügen 

u nd von zu Unrecht empfangenen 

son stigen Geldleistungen ist 

durch Aufrechnung zu bew irken. 
Kann keine Aufrechnung statt-

finden, so i st der Er satz-
pflichtige oder sein ge s �tz­
licher Vertreter zum Ersatz zu 

verhalten . I st die sofortige 

Hereinbringung auf Grund der 
wirtschaftlichen Verhältn i s se 

des Ersatzpflichtigen nicht 
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waltungsweg einzut �e i ben. 

§ 64 Abs. 3: 

( 3) D ie Gebühren für d ie 

Zustel lung der nach d iesem Bun-

mögl ich oder nach der Lage des 
Falles unb ill ig, so kan n  die 
Rückzahlung gestundet oder die 
A bstattung in Raten bew illig t 
werden; Stundungszinsen sin d  

n icht vorzuschre i ben. Alle no ch 

aushaftenden Te il beträge we rden 

a ber sofort fällig, wenn de r 
Ersatzpfl icht ige m it m indeste n �  

zwe i Ratenzahlungen im Ve r z u �  

ist. Blei bt d ie Aufforderu n g  

zum Ersatz erfolglos, so ist 
der Schadens betrag im Verw al­

tungsweg e i nzutre i ben. 

§ 6 1  Abs. 4: 

(4) Das Ruhen von Rente nan­

sprüchen (einschl ießlich all ­

fäl l iger Zulagen und Zuschüsse) 

gemäß Abs. 1 b is 3 wird m it dem 

Ersten des Monates w irksam, der 
auf den Eintr itt des Ruhens ­

g rundes folgt. D ie Versorgungs­

le istungen sind vom Ersten des 

Monates an w ieder zu erbringe n, 

in dem der Ruhensgrund weg-

fäl lt. 

§ 64 Abs. 3 :  

( 3) D ie Gebühren für d ie 

Zuste l lung der nach d iesem Bun-
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r 
desgesetze gewährten in Geld 

bestehenden Versorgungsle istun­

gen im Inlande trägt vom 1. No­

vember 1956 an der Bund. 

§ 72 : 

§ 72. Die Vers icherten er­

halten alle für Pfl ichtver­

s icherte nach dem Allgeme inen 

Soz ialvers icherungsgesetz 1955 

vorgesehenen gesetzl ichen und 

satzungsmäß igen Le istungen mi t 
Ausnahme des Kranken-, Fam i­

l ien-, Tag- und Wochengeldes. 

Der Bestattungskostenbe itrag 

gebührt jedoch led igl ich in der 

jewe iligen Höhe des im § 17 1 

Abs. 4 des Allgeme in Soz ialver­

sicherungsgesetzes 1 955 festge­

setzten Mindestausmaßes . 

§ 76 : 

§ 76. Sofern s ich aus den 

Vorschriften die ses Bundesge­
setzes besondere Härten erge­

ben, kann das Bunde sm inisterium 
für soz iale Verwal tung im E in­

vernehmen mit dem Bundesm ini­

sterium für Finanzen e i nen Aus­

gle ich gewähren . 

- 7 -

desgesetze gewährten in Geld 
bestehenden Versorgungsle istun­

gen im Inlande trägt der Bund. 

§ 72: 

§ 72. D ie Vers icherten e r ­

halten alle für Pfl ichtve r­

sicherte nach dem Allgeme inen 

Soz ialvers icherungsgesetz 19 5 5  
vorgesehenen gesetzl ichen und 

satzungsmäß igen Le istungen mi t 

Ausnahme des Kranken-, Fam i­

l ien-, Tag - und Wochengeldes. 

§ 76: 

§ 76. ( 1) Sofern s ich aus 

den Vorschriften d ieses Bundes­
gesetzes besondere Hä rten e rge ­

ben, kann der Bundesm in ister 

für soz iale Verwal tung im E in ­

vernehmen mit dem Bundes­

m in ister für F inanzen auf An­

trag oder von Amts wegen e inen 

Ausgle ich gewähren. 
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- 8 -

( 2 )  Die Bemessung und die 
erf orderli chen Änderungen wie 

die Ne ubemess ung oder die An­

passung des Ausglei ches hat das  

zuständige Landesinvalidenarnt 
nach den V orschriften diese s 
B undesgesetzes im Rahmen de r 

vom B undesminister für s o z ia l E:  

Verwaltung erteilten Bewi l l i ­

gung durchzuführen. 

(3) Gegen die gemäß A b s . 2 

erlassenen Bes cheide des Lan­

desinvalidenam tes steht dem 
Ver s or gungswerber das Re cht der 

Berufung an die Schiedskommis ­

sion und der V orstellung gemäß 

§ 93  dieses Bunde sgesetzes zu . 

§ 78a: 

§ 78a. Der Bundesminister 

für soziale Verwaltung ist er­

m �chtigt, durch Verordnung für 

die Sprengel mehrerer oder al­

ler Landesinvalidenämter am 

Sitz eines Landesinvalidenamtes 
eine gemein same Schiedskommis­

sion zu errichten, wenn dies im 
Intere sse der Zweckmäßigkeit, 

Raschheit, Einfachheit oder 
K ostenersparnis gelegen ist . 
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§ 80 : 

§ 80. (1) Die Schiedskommis­

sion entscheidet in Senaten, 
die aus einem Vorsitzenden und 

zwei Beisitzern bestehen. 

( 2) Der Schiedskommission 

dürfen nur österreichische 

Staats bürger angehören, die 
eigenberechtigt und in den Na­

tionalrat wählbar sind. Bedien­

stete der Landesinvalidenämter 

sind von der Funktion eines 
Vorsitzenden oder eines Beisit­

zers ausgeschlossen. 

( 3) Die Anzahl der Senate 

der einzelnen Schiedskommis-

sionen bestimmt das Bundesmini­

sterium für soziale Verwaltung, 

für das Landesinvalidenamt in 
Wien gesondert für die Länder 

Wien, Niederösterreich und Bur­

genland. 

§ 8 1 :  

§ 8 1 .  ( 1 )  Die Vorsi tzenden 
der Schiedskommiss ion und die 

erforderlichen Stell vertreter 

werden vom Bundesmini ster für 

- 9 -

§ 80 : 

§ 80. (1) Die Schiedskommis ­

sion besteht aus dem Vors itzen ­
den, dessen Stellvertreter , den 

erforderlichen Senatsvorsit zen ­

den, Beisitzern und Ersatzm j t , ­

gliedern. 

( 2) Die Schiedskommission hat 

in Senaten zu entscheiden. Die 

Senate haben aus dem Senatsv or ­

sitzenden und zwei Beisitzern 

zu bestehen. Ein Beamter h a t  

als Schriftführer mi tzuwirke n .  

Jedes Mitglied der Schie dskom­
mission darf mehreren Senaten 

angehören. 

( 3) Die Anzahl der Senante 

der Schiedskommission ist · vom 

Bundesminister für soziale Ver­

waltung zu bestimmen und in den 

Amtlichen Nachrichten des Bun-

desministeriums für 

Verwaltung kundzumachen. 

§ 8 1: 

soziale 

§ 81. (1) Der Vorsitzende 

der Schiedskommission, dessen 

Stellvertreter und die erfor­

derlichen Senatsvorsitzenden 

J 
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soziale Ve rwaltung auf Vo r-

schlag de s in Bet racht kommen­

den Lande shauptmanne s auf die 

Daue r von drei Jah ren be rufen . 

Die Vo rsitzenden (Stell ve rtre­

te r) mü s sen rec�tskundig sein 

und sollen auf d em Gebiete der 
sozialen Fü rso rge besondere E r­
fahrungen haben � Sie dür fen 
nicht dem Aktiv s tande de r Rich­

te r angehören. 

( 2 )  De r e n ste Bei sitzer 

wird vom Bunde sm ini ste r f ü r  so­

z ia le Ve rwaltung:  auf die Daue r 

von drei Jah ren au s d e m  K rei se 

d e r  nach die senj Bunde sge se tze ' 

Ve rsorgung sbe rechtigten auf 
Grund von Vo r schlägen de r 1n­

te re s senve rtretu lng die se r Pe r­

sonen be stellt . �ü r  die Angele­
genhei ten de r )Blinden (§ 19 

Ab s. 2 und 3) I i st de r e r ste 

Bei sitze r auf brund von Vor­

schlägen der 1 qte re s senvertre­

tung dieses Pe r'sonenk rei se s zu 

be stellen. Zur Ausübung de s 

Vor schlag s r'echtes sind nur die 

jewe i l s im Invalidenf ü r sorge­

bei rate ( Bunde sge setz vom 3. 

Juli 1 946, BGBl . N r. 144, über 

die E rrichtung eine s Invaliden­

fürsorgebeirate s) ve rtretenen 

Organisationen de r Ve r so rgung s­

berechtigten be r ufen. Haben 

- 10 -

sowie die E r satzmitgl ieder we r ­
den vom Bunde smini ste r fü r so­

ziale Ve rwaltung unte r B edacht­

nahme auf die Vor schläge de r 

nach dem Sp rengel der Schieds ­
kommi s sion in Betracht komm e n ·· 

den Lande shauptmä nner auf G l e  

Dauer von d rei Jah ren be rufen . 

( 2 ) Die e r sten Bei si t ze r  

und die erfo rde rlichen E r sat 2, ­

mitgliede r we rden vom Bunde s­

mini ste r f ü r  soziale Ve rwaltung 

unter Bedachtnahme au f die Vor­
schläge de r Inte re s senve rt re ­

tung der nach die se m Bunde sge ­

setz Ve r so rgung s be rechtigten 

auf die Daue r von drei Ja'hren 
be stellt . F ü r  die Angelegenheit 
der Blinden (§  19 Abs . 2 und 3) 

i st de r e r ste Beisitze r unter 
Bedachtnahme auf die Vo rschläge 

de r Inte re s senve rt retung die se s 

Pe r sonenkreises zu be stellen . 

Zur Au sübung de s Vo r schlag s ­
rechtes sind nu r die jeweils im 

Invalidenfü r so rgebeirat (Bun­

de sge setz vom 3. Juli 1 946 , 

BG B I. N r . 144) ve rtretenen Or­

gani sationen der Ve rsorgung s be­

rechtigten be rufen. Haben 
meh re re O rgani sationen de r Ve r-

., 
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mehrere Organisationen der Ver­

sorg un &sberechtigten in die sem 

Bei rate Sitz und Stimme, so i st 

f U r  die Auf teilung de s Vor-

s chlagsre chtes 

i hne n erzielte 

m a ßge bend. Kommt 

das zwi s chen 

Obereinkommen 

keine solche 

V e r  einbarung zustande, so ent­
s cheidet der Bunde smini ster für 
soziale Verwaltung über die 

Auf teilung de s Vorschlag srech­
te s unter entsprechender Be­

rück sichtigung de s zuletzt nach 

§ 4 Abs. 2 de s Bunde sge setze s 

BGBl. Nr. 144/ 1946 durchgeführ­
ten Ermittlung sverfahren s abge­

sondert für die einzelnen Be­

rei che der Schied skommi s sionen. 
Zu ersten Beisitzern sollen nur 

Per sonen be stellt werden, die 
am Sitze de s Lande sinvalidenam­

te s ihren ständigen Wohnsitz 

haben. 

(3) Der zweite Bei sitzer 

wird auf Grund von Vor s chlägen 

der Leiter der Lande sinvaliden­

ämter vom Bunde sminister für 

s oz iale Verwaltung auf die 
Dauer von drei Jahren be stellt ; 
er soll auf dem Gebiete der so­

zialen Fürsorge besondere Er­

fahrungen haben. 

- 11 -

sorgung sberechtigten in diesem 

Beirat Sitz und Stimme, so i st 

für die Auf teilung des Vor -
schlagsrechte s 

ihnen erziel te 
maßgebend. Kommt 

da s zwi schen 

Oberein kommen 
keine sol c he 

Vereinbarung zu stande, so ent ·­
s cheidet der Bunde smini ster fUr 

soziale Verwaltung über die 

Au ftei lung de s Vors chlag sre ch ­

tes unter Bedachtnahme auf da s 

im § 4 Ab s. 2 des B unde sge set­

zes BGBl. Nr. 144/ 1946 fes tge ­

legte Verfahren. 

(3) Die zweiten Bei sitzer 

und die erforderlichen Ersatz­

mitglieder werden vom B undes­
minister für soziale Verwaltung 

unter Bedachtnahme auf die Vor­
s chläge der nach dem Spren gel 

der Schiedskommi ssion in Be-
tracht kommenden Leiter der 

Lan desinvalidenämter auf die 
Dauer von drei Jahren be stellt. 
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(4) Für jeden Beisitzer 

sind zwei Stellvertreter zu be­

stel len. Die Bestellung einer 

Person zum Beisitzer (Stellver­

treter) mehrerer oder aller Se-

n a te einer Schiedskommission 

ist zulässig. 

(5) Zu Vorsitzenden 

( Stellvertretern) oder Beisit-

7,ern (Stellvertr,tern) sollen 

Personen nicht be$tellt werden, 
I 

d ie das 70. Lebe�s jahr vollen-

det haben. 

§ 82: 

§ 82. Vorsitzende und Bei­

si tzer sind von ihrer Funktion 

zu entheben, wenn sie aus wich­

tigen Gründen d arum ansuchen. 

- 12 -

(4) Der Schiedskommission 
dürfen nur österreichische 

Staatsbürger angehören , die 

eigenberechtigt und in den Na­

tionalrat wäh lbar sind. Der 
Vorsitzende (Stellvertreter ) 

und die Senatsvorsitzenden (Er­
satzmitglieder) müssen rechts­

kundig sein und dürfen ni cht  
dem Aktivstand der Richter an­

gehören. Bedienstete der Lan ­
desinvalidenämter sind von der 

Funktion eines Vorsitzenden , 

eines Senatsvorsitzenden oder 

eines Beisitzers ausgeschlos­

sen. 

(5) Zu Mitgliedern der 

Schiedskommission (§ 80 Abs. 1 )  

sollen nur Personen bestellt 

werden , die auf dem Gebiet� des 

Sozialrechtes über besondere 

Er fahrungen ver fügen, das 70. 

Lebens jahr noch nicht vollendet 

haben und am Sitz der Schieds-
kommission ihren ständigen 

Wohnsitz haben. 

§ 82: 

§ 82. Ein Mi tg lied der 

Schiedskommission ist von sei­

ner Funktion zu entheben, wenn 
es aus wichtigen Gründen darum 
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Die Enthebung is t fe rner auszu­

sp rechen, wenn eine de r fü r 

ih re Be rufung ode r Beste l lung 

e rfo rderlichen Voraussetzungen 
nicht mehr gegeben ist oder 

wenn sie die Pf lichten ih res 
Am tes daue rnd ve rnach lässigen. 
über die Enthebung entscheidet 

de r Bundesministe r für sozia le 

Ve rwa ltung . 

§ 83: 

§ 83. Vors i tzende und Bei­
sitze r sind vom Leiter des Lan­

desinva lidenamtes du rch Ge l öb­

nis zu r gewissenhaften Ausübung 

ihrer Funktion und zur Ver­

schwiegenheit übe r die ihnen in 

Ausübung ihrer Tä tigkeit be­

kanntgewordenen Ums tände zu 
verpf lichten. Bei Wiede rbeste l­

lung genüg t de r Hinweis auf das 

berei ts ge leiste te Ge l öbnis. 

§ 84: 

§ 84. Den Vorsitzenden und 

den Beisitze rn gebüh rt de r E r­

satz de r notwendigen Reiseko­

sten unq eine Vergütung ih rer 

- 13 -

ansucht. Die Enthebung ist fe r­

ne r auszusp rechen, wenn eine 

de r fü r die Berufung ode r Be ­

ste l lung e rforder lichen Vo raus ­

setzungen nicht mehr gege ben 

is t ode r  wenn es die Pflich ten 
seines Amtes daue rnd ve rn a c � ­

lässigt. Obe r die Enthebung 

en tscheidet de r Bundesministe r 
fü r sozia le Verwa l tung. 

§ 83: 

§ 83. Die Mi tglieder de r 

Schiedskommission (§ 80 Abs . 1 )  

sind vom Bundesminister für so­

zia le Verwa l tung ode r einem von 

diesem hiezu e rmächtig ten Beam ­

ten du rch Ge l öbnis zu r gewis­

senhaften Ausübung ihrer 'Funk­
tion und zu r Ve rschwiegenheit 
über die ihnen in Ausübung 

ihre r Tätigkeit bekanntgewo rde­

rien Umstände zu ve rpf lichten. 

Be i Wiede rbeste l lung genügt de r 
H inweis auf das be rei ts gelei­

stete Ge l öbnis. 

§ 84: 

§ 84. ( ' ) Den Mit gliede rn 
der Schiedskommission (§ 80 
Abs. 1 )  gebüh rt eine Ve rgü tung 

für ih re Mühewa ltung. Die Höhe 
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Mühewal tung. Für die Höhe der 

Vergütung werden vorn Bundesmi­
nisterium für soziale Verwal­

tung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen 

verbindliche Ricijtsätze aufge­

stellt. 

§ 85 : 

§ 85 . ( 1 )  Der Leiter des 

Landesinvalidenamtes verteilt 

die Geschäfte au f die einzelnen 

- 14 -

der Vergütung hat der Bundesm i ­

nister für sozia le Verw a ltung 

im Einvernehmen mit dem Bundes ­

minister für Finanzen festzu ­

setzen. 

( 2) Die Mitg lieder de r 
Schiedskommission (§ 8 0  Abs . 
" 1 ) ,  die im öffentlichen D i en st 

stehen, haben Anspruch auf d p n  

Ersatz der Reisegebühren n ach 

den für sie ge ltenden Vor­
schriften ; den übrigen Mitg l ie­

dern gebührt der Ersatz d e r  

Reise- und A ufentha ltskosten 

unter sinngemäßer Anwendung de r 
für Schöffen und Geschworene 

gel tenden Bestimmungen des Ge ­
bührenanspruchsgesetzes 1 9 7 5 ,  

BGB1 .  Nr. 1 3 6 .  Dem Vorsitzenden 

(Stellvertreter ) und den ' Se ­

natsvorsitzenden (Ersatzmit­
gliedern ) ist der Fahrpreis für 

die höchste Wagenklasse, wenn 
. aber das benützte Beförderungs­

mittel diese Klasse nicht führt, 
für die nächstniedrigere tat ­

sächlich geführte Klasse, zu 

ersetzen. 

§ 85 : 

§ 85 . ( 1 ) Die Leitung der 

Schiedskommission obliegt, so­

weit nicht " die Beschlußfassung 
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Senate nach den Anfangsbuchsta­
ben des Zunamens de r Beschäd ig-

ten (Ve rsto rbenen , 

K riegsgefangenen) 

gle ichmäßig. 

Vermißten , 

tunliehst 

( 2 )  Al le Angelegenhe iten 

d e r  Bl inden (§ 19 Abs. 2 und 3 )  

und de r im Auslande wohnhaften 

Ve rso rgungsbe rechtigten sind 
nur je einem Senate zuzuweisen. 

- 15 -

Senaten vorbehalten ist , dem 

Vors itzenden de r Sch iedskomm is­

s ion , für den Fall se ine r Ver­

hinde rung dem Stellvert rete r. 

( 2 )  Zur Fü hrung der laufe n ­

den Geschäfte , insbesonde re zu r 
Vorbere itung de r Ve r handlungen , 
Füh rung de r Be ratungs- und Ab­

stimmungsp rotokolle , Du rchfüh­

rung de r Beschlüsse und Beso r­

gung de r Kanzle igeschäfte ist 
be i de r Sch iedskommiss ion e in 

Bü ro e inzu r ich ten. Dem Le iter 

des Bü ros obl iegt auch d ie Ev i­

denzhaltung de r e inschläg igen 
E rkennt isse des Ve rwal tungsge­

r ichts hofes , Entsche idungen an­

de re r  obe rste r Ger ichte , Erläs­

se des Bundesm in iste r iu ms ' fü r 

soz iale Verwaltung und des e in­

schlägigen Sch r i  ft tums. E r  hat 

dem Vo rs itzenden der Sch ieds­

kommiss ion über Entscheidungen 
de r Senate zu be r ichten , d ie 

von de r Rechtsp rechung oder den 

Erlässen des Bundesministe r iums 
für soz iale Ve rwaltung abwei­
chen. Für die sachl ichen und 

pe rsonellen E rforde rnisse de r 

Schiedskommiss ion hat das Lan­

desinvalidenamt aufzukommen , 
bei dem d ie Schiedskommiss ion 

' e rrichtet ist. 
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( 3 )  Die Gesohäftseintei­

lung der Senate de r Schiedskom­
mis sion ist unter Anführung der 

Namen de r Senatsm itgliede r und 

ihrer Stellve rtreter auf einer 

Amtstafel des Lan<iesinvaliden­

amtes ersichtlich tu machen. 

- 16 -

( 3 ) Der Vorsitzende 

Schiedskommission hat d ie 
der 
Ge-

schäfte auf die einzelnen Sena­

te (§ 80 Abs. 3 )  nach den An­

fangsbuchstaben de s Zunamen s 
de r Beschädigten ( Ver storbenen , 

Vermißten ) tunlichst gleichm ä­
ßig zu ve rteilen. Alle Angele ­

genheiten der Blinden (§ 1 Q  

Abs. 2 und 3 )  und der im A u s­

land wohnhaften Versorgung s be ­

rechtigten sind nur je einern 

Senat zuzuweisen. 

( 4) Die Geschäftseinteilung 

der Senate der Schied skommis­

sion ist vom Leiter des Lande s­
invalidenamte s unter Anführung 

der Namen der Senatsmitglieder 
auf einer Amtstafel des Landes ­

invalidenamtes e rsichtlien zu 

machen. 

(5 ) Das Nähe re über die 

Füh rung der Geschäfte der 
Schiedskommission ist vom Bun­

desminister für soziale Verwal­

tung in einer Gesc häftsordnung 
zu regeln. Die Geschäftsordnung 

ist in den Amtlichen Nachrich­

ten des Bundesministeriums für 
sozia le 

ehen. 

Verwaltung kundzuma-
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§ 86 Abs. 3 bis 6: 

(3) Bescheidausfertigungen, 

die unter Verwendung elektroni­

scher Datenverarbeitungsanlagen 

hergestell t werden, bedürfen 
w eder eine r Unterschrift no ch 

einer Beg laubigung. 

(4) Unrichtigkeiten in Be­
scheiden, wel che ihre Ursa che 

in der fehlerhaften Anwendung 

elektronis cher Datenverarbei­

tungsanlagen haben, gelten als 
Schreib- oder Rechnungsfehler 

im Sinne des § 62 Abs. 4 des 

Allgemeinen Verwaltungsverfah­

rensgesetzes 1 9 5 0 . 

( 5 )  Bescheide der Landes­

invalidenämter und der S chieds­

kommissionen, die den materiell­
rechtli chen Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes widersprechen, 

leiden an einem mit Nichtigkeit 

bedrohten Fehler. 

(6) Im Falle der Abände­

rung oder Behebung eines Be­

s cheides von Amts wegen gemäß 

den Vors chriften des § 6 8  des 

Allgemeinen Verwaltungsverfah­

rensgesetzes 1 9 5 0  oder im Falle 
der Erlassung eines Bescheides 

a ls Folge einer solchen Verfü-

- 17 -

§ 86 Abs. 3 bis 6 :  

(3) Unricht igke i ten in Be­

scheiden, wel che ihre Ursa che 

in der feh lerhaften Anw e ndung 
elektronischer Datenverarb e i -
tungsanlagen haben, gelten a l s  

S chreib - oder Re chnungs feh l e r  

im Sinne des § 62 Abs. 4 d es 

Allgemeinen Verwaltungsver fah ­

rensgesetzes 1 9 5 0 . 

(4) Bes cheide der Landes ­

invalidenämter und der Schi�ds ­

kommissionen, die den materie l l­

rechtli chen Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes widersprechen , 

l eiden an einem mit Nichtigkeit 

bedrohten Fehler. 

( 5 )  Im Falle der Abände ­

rung oder Beheb ung eines Be­
scheides von Amts wegen gem äß 
den Vors chriften des § 68 des 

Allgemeinen Verwaltungsverf ah� 

rensgesetzes 1 9 5 0  oder im Fal le 

der Erlassung eines Besche ides 
a ls Folge einer solchen Verfü-
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gung s ind d i e  Le i stungen an d en 
Berech�igten vom Z e i tpunkt 
ihrer Fäl l igkeit  (§ 51) , l äng­
stens jedoch für e i nen  rüc k l i e­
genden Zeitraum von d r e i  J ah ren 
n achzuzahlen . Maßgebende r  Zeit­
punkt für d ie Bem:essung d ieses  
Zeitraumes ist  4i e Er l as sung  

, 

des Abänderungs- qd er  Behebungs-
beschei des . Ein  Rlückersatz  von 
Leistungen durch  d en Empfänger  
findet nicht  stat t . 

§ 92 Z 3 :  

3. Mitgl ieder d er zur  Inter� 

. e s senvertretung d�r  Versorgungs­
be rechti gten gebi�deten  Organi­
sationen (§ 81 A�s .  2) , wenn s i e  
von ihnen 
t retungen 
denämtern 
s ind . 

§ 93 : 

zur Ob�r nahme von Ver­
vor d e9 Landes inval i ­
allgem Fi n  beau ft ragt 

§ 93. ( 1) In  al len  Fäl len , 
i n  denen mit Bescheid e i n e s  Lan­
des invalidenamte�  über d i e  An er­
kennung einer Gesundhe i t s sc häd i­
gung als  D ienstbeschädigung ode r  
übe� einen auf d ie ses  Bundesge-

- 18 -

gung s i nd d i e  L e i stungen an den  
Berecht ig ten vom Zeitpunkt 
ihrer  Fä l l i gk e it (§ 51), läng­
stens  j edoch für e inen rückl ie­
genden Z e i traum von drei Jahren 
nachzuzah l en . Maßg ebender  Ze it­
punkt für d i e  Bemessung d ieses  
Zeitraume s i s t  d ie  Er lassung 
des Abänderungs- oder B ehebungs­
bescheides  . Ein Rückersat z von 
Le istungen durch den Empfänger 
findet ni cht statt . 

§ 92 Z 3 :  

3 .  Mi tg l  ieder  oder Arbei  t­
nehmer  der  zur Interessenver­
t retung d e r  Versorgungs berech­
t igten  geb i l d eten  Organisat io­
nen (§ 81 Abs . 2 ) , wenn sie von 
ihnen zur O bernahme von Vertre­
t ungen  vor d e n  Landesinvali den-
ämt ern 
sind . 

§ 93 : 

a l lgemei n  beau ftragt 

§ 93. (1) I n  allen Fällen , 
i n  denen m i t  Bescheid e ines  
Landesinvalidenamte s  über  d ie  
Anerkennung e in e r  G e sundhei  ts­
schädigung a l s  D ienstbe schäd i­
gung od er über  e i n en auf  d ie ses  
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setz gestüt zten V e r sorgungsan­
spruch ent schieden  wird , s t eht  
dem Versorgun gswerber  und a l l ­
fäl l igen anderen  Par te i en  das  
Recht zu , innerhalb  von  sechs  
Wochen nach Zus t e l l ung  des  Be­
scheides die  Beru fung an d ie 
Schiedskommis s ion  e inzubringen , 
sofe rn d ie Beru fung n icht auf  
Grund ausdrückl i cher  geset z l i ­
cher Vorschr ift en ausgeschlossen 
i st .  Der Lauf d e r  R echtsmi t te l­
frist beginnt , fal ls d e r  Beru­
fungswerber im gegenständli chen 
Verfahren einen Bevol l mäch t i gt en 
bestellt  hat , m i t  d em Tage  d e r  
' Zuste l lung d e s  Bescheides  an den  
Bevollmächtigten . 

(2) Die Beru fung  i s t  durch 
Uberreichung e ines  Schriftsatzes  
beim Landesinval i d enamt e inzu­
bringen . In d em Schr i ftsatze  
sind  d ie  Beru fungsgründe  anzu­
führen und al l fä l l i ge neu vorzu­
bringende Umstände  und Bewe i s e  
anzugeben . Der Schr i ftsatz  kann 
d urch eine beim Landes inval i den­
amt . abzugebende  E rklärung zu 
P rotokol l  ersetzt werd en . 

- 19 -

Bundesg eset z g e st ü t z t en Versor­
gungsanspruch ent sch ieden wi rd , 
s teht dem Versorgu ngswerber und 
all fä l l igen and e ren P a r t e i e n  

das Recht z u ,  d ie Berufung an 
d ie  Schied skommis s i on e i n z \.: -

bringen , so fe rn d i e  Ber u f  v 

ni cht au f G rund ausdrück l icLI;:! (  
geset z l icher  Vorschri ften aus­
geschlossen  i s t . 

(2) Gegen Bescheide , d i e  
mittels  automat i onsunterstütz­
ter  Dat enve rarbe i tung ers t e l l t  
werden und d i e  weder mit e iner 
Unterschri ft noch  mit  einer  Be­
glaubi gung v e rsehen s ind , steht 
dem Versorgungswerber  und a l l­
fäl l ig en and � re n  Parteien an 
Ste l l e  des  Ber u fungsrecht es das  
Recht zu , Vorst e l lung zu erhe­
ben . Das Lande s inval idenamt hat 
nach Prüfung d er Sach- und  
Recht s l age d i e  Ange legenheit  
neuerl i ch zu e n t s chei den . Der  
Vorste l lung kommt au fschi ebende 
Wi rkung z u .  
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i 
( 3 )  Gegen Besc/heide , d ie we-

der mi� einer Unt�rschr i ft ver­
s ehen noch begl au� igt sind  (§ 86  

. Ab s .  3 ) , steht de� Versorgungs­
werber und a l lfä lil igen anderen 
P arte ien an Ste l il e  des  Beru-

I 

fungs rechtes das IRecht 
I 

zu , i n-
n erhalb von sech Wochen nach 
Zustellung des  Bescheides  
schrift l i ch oder  mün d l i ch Vor-
s te l lung zu erheb  n .  Das  Landes-
i nvalidenamt hat nach Prüfung 
der  Sach- und Recht s lage d ie  An­
ge legenheit  neue tl ich zu ent­
scheiden . Der Vor�te l lung kommt 
au fschiebende wirlkUng zu . 

I 
I 

§ 9 4  Abs . 4 :  ! ! 
( 4 )  Der Vo�s itzende g ibt 

sei ne St imme zul tzt  ab . Von den 
Beisitzern der aus dem 
Kreise  der Verso gungsberech t ig­
ten bestel lte B isi  t zer (§ 8 1  

Abs . 2 )  zuerst a� . 

IV . HAUPTSTOCK 
Oberleitungsbe stimmungen 

§ 1 0 1 . ( 1 )  Ober d i e  V ersor-
gungsberechtigu�g al l e r  Peso-
nen , denen au f G rund d e s  Geset­
zes vom 1 2 .  Juni 1 9 4 5 " StGBl . 

- 20 -

( 3 )  D ie  Ber u fung und d ie 
Vor ste l lung sind  inne rhalb von 
sechs Wochen nach Zuste l lung 
des Be scheides  schri ft l ich , te­
l egraphi sch oder fernschri ft­
l i ch be i dem Land e s inva l idenamt 
e inzubringen , das  den Besche id  
er lassen hat . Der  Sch r iftsat z 
kann auch durch e i ne beim  L a n ­

des inval idenamt abzugebende E r ­

klärung zu  Protoko l l  e rsetzt  
werden . 

§ 94 Abs . 4 : 

( 4 )  Der Vor s itzende ' g i bt 
seine  St imme zuletzt  ab . Von 
d en Beisitzern s t immt der e rste  
Be i si tzer (§ 8 1  Abs . 2 )  z uerst  
ab . 
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• 

N r . 3 6 , in  der F assung des Bun­

des gesetzes vom 2 5 . Ju li 1 9 4 6 , 

BGB l . Nr . 1 5 2 , Absc h l a �szah lun­

gen und sonsti ge Ents c hädi gungs­
le istungen gewäh rt worden sind, 

ist nach P rü fung  des Zutreffens 

de r Vor a us s e t zun gen für die Ve r­
s or gungsbere chtigung n a c h  diesem 

Bundes gesetze mit Bes c heid zu 
erkennen . Bis zur Erteilung die­
ses Bes cheides gi lt der n a ch 
f rüherem Ve rsor gungsre c ht e r­

teilte Bes cheid a ls v or läufiger 

Ausweis über die Verso r gungsbe­

rec hti gung. 

( 2 )  Abs ch l a gszah lun gen auf ' 

Renten und Versehrtengelde r, die 

nach dem im Abs . 1 genannten Ge­

setze gewährt wurden, sind mi t 
dem Inkrafttreten dieses Bundes­

gesetzes einzustel len. 

(3) Bes chädigten, denen auf 

Grund des im Abs. 1 genannten 

Gesetzes Absch l agsza h lungen auf 
eine Besc hädigtenrente n a c h  dem 

Grade der Minde rung de r E rwe rbs ­

fähi gkeit gewäh rt wu rden, sind 

bis zur Erteilung des Besc heides 
über die Versorgun gsbe re chtigung 

nach diesem Bundesgesetze Vor­

s chüsse (§ 8 9 )  auf die zu gewäh­

rende Bes chädi gten rente in de r 
Höhe de r diesem Grade de r Minde­

rung , der E rwerbsfä higkeit ent-

2 1  -
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- 2 2  -

sprechenden Grund rente  ( §  1 1 )  
anzuweisen ; wenn . aber in  den Ab­
schlagszahlungen an Schwerbe­
schäd igte eine Zus at zrente  mit  
Kinderzulage un� Frauenzu lage 
mit inbegr iffen  war , sind d i e  
Vorschüsse i n  d e r  Höhe d e r  b i s ­
her igen Bezüge ,: je doch ohne 
Front- und A ltefs zulage zu ge­
währen . Die vors�hüsse  s i nd auf 
die für die  g l et che Zeit gemäß 
d iesem Bundesge �etze  gebührenden 
R e n t e n  anzurech�en . 

( 4 )  Beschä igten , d enen auf  
Grund des  im  A s .  1 genannten 
Gesetzes Abschl gszah lungen auf' 
e in  Verseh rt eng l d  gewährt wur­
den , s ind bis z r Ertei lung d es 
Bescheides über d i e  Versorgungs­
berechti gung na h d iesem Bundes­
geset ze ( §  8 9 ) auf 
d ie  zu geWährlnd e Grundrente  
( §  1 1 )  i n  folg nder  Höhe anz u-
weisen : 

Bei Ver s eh rte n slt u f e I . . . 2 5  S 
" " 1 1  • • .  1 00 S 
n " 1 1 1  • • .  1 90 S 
11 11 IV . . .  2 30  s .  

Arbe i tsverwendungsunfähigen ist  
an  Stel le der  b i sher igen Bezüge 
ein Vor schuß a4 f d i e  G rundrent e  
in  d e r  Höhe v o n  350 S zu gewäh-
ren . 

• 
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• 

( 5 )  Be sch ädigten , denen auf 

die Daue r einer bewilligten be­

ruflichen Au sbildung Abschlags­

zahlungen auf da s Obe rgangsgeld 
in der Höhe der Rente fü r A r­

beit sve rwendung sunfähige bewil­

l i gt wu rden, sind , wenn die be­

rufliche Au sbildung beim In­

kraft t reten die ses Bunde sge set­
zes noch nicht abge schlo s sen 
i st, Vorschü s se ( §  89 ) auf die 

Be schädigten rente in de r H öhe 

de r G rundrente und vollen Zu­
satzrente fü r E rwe rbsunf ähige im 

Sinne de r Bestimmungen de s § 2 1 
Ab s. 4 anzuweisen . 

( 6 )  Bei de r Be stimmung de r 

H öhe de r nach Ab s. 3 und 4 zu 
gewäh renden Vorschü s se sind bei 

Schwerbe schädigten, die Empfän­

ger von Abschlagszahlungen auf 
eine Pflegezulage, Blindenzulage 

und Führhundzulage auf G rund des 

im Ab s. 1 genannten Ge setzes 

sind, die volle Zu satz rente 

( §  12 Ab s .  3), die Kinde rzula­

gen, F rauenzulage, Pflegezula­

ge, .Blindenzulage und Füh rhund­

zulage ( § § 16 bis 20 ) mit zube­

rück sichtigen. 

(7) Hinter bliebenen, denen 

auf G rund des im Ab s. 1 genann­

ten Ge setze s Abschlagszahlungen 

- 23 -
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- 24 -

auf e ine  Hinterb iebenenversor­
gung gewährt wu d e n , s i nd bis  
zur Ertei lung es Bescheides  
über die  Versorg ngsberecht igung 
nach d i esem Bun �e sg e s e t z e  Vor­
schüsse ( §  89 ) a�f d i e  zu  gewäh­
rende  H interb l i e�enen rente anzu­
weisen . Die Vor s  hüsse  s i nd au f 
d ie  für d ie gle  che  Z e i t  gemäß 
d iesem Bundesges etze  gebührenden  
Renten anzurechnen .  

( 8 )  Wenn Sdhwerbesch äd igte  
und  W i twen ( §  39  Abs . 2 l i t . a ,  
b und c )  i nnerha lb von sechs Mo­
naten nach de1 Inkraft tre ten 
d ieses  Bundesge �e t z es e i nen An- ' 

t rag auf Gewähr�ng e i n er Zusatz­
rente ( §  12, § 1 35 Abs . 3 ) mit  
der  Erklärung 
sie zur Sicheru 
unterhaltes nur 

I 
inbringe n , daß 

Lebens­
Ver sor-

gung nach m Bundesgesetz  
angewiesen sind � können  d i e  L an­
desinva l idenämttr d en Antrag­
stellern Vorschlü s se  ( §  89 ) au f 
die  Zusatzrente l mit  Rückwi rkung 
auf den Zeitpurl kt  d e s  Inkraft­
tretens d ieses Bundesgese t zes 
anwe i sen , so fern d ie Vorau sset­
zungen für die Gewährung e iner 
Zusatz rente offensicht l ich  schon 
im Zeitpunkte d e s  Inkra ft t r etens  
d ieses  Bundesgesetzes  zutrafen . 

• 
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§ 1 02 .  ( 1 )  D i e  Ober l eitung 
von Abschlagszahlungen auf 
Grund des  Gesetzes  vom 1 2 .  Juni 
1 9 45 ,  StGBI . Nr .  3 6 , in der  Fas-
sung des  
2 5 . Juli 

Bundesgeset zes  
1 9 4 6 , BG  BI . N r . 

vom 
1 5 2 , 

i n  die  Versorgung nach d i e sem 
Bundesgesetz i s t  grundsä t z l i ch 
von Amts wegen  vorzunehmen . 
Eines Antrage s d e r  Versorgungs­
berechti gten bedarf  es  nur  in­
sofern , al s d ieses  Bundesgesetz  
Versorgungs leistungen  vors i eht , 
d ie nach ihrerArt für den  Ver­
sorgungsberecht igten im b i she­
r igen Versorgung s rechte  n ich t  
begründet waren . 

( 2 ) Neue Ermi tt lungen s ind  
nur  dann anzus t e l l en und  neue 
fachl iche Gutachten nur dann 
einzuholen , wenn  d i e  aktenmäßi­
gen Grund l agen und d ie in  frü­
heren Verfahren  e i ngeholten 
fachli chen Gutachten zur Ober­
leitung in  die V ersorgung nach 
d iesem Bunde sge s e t ze nicht  zu­
reichen . 

( 3 )  Wenn Abschl agszahlun­
gen auf Grund d es im Abs . 1 ge­
nannten Gesetzes  nach dem Grade 
der  Minderung d e r  E rwerbs fähig­
kei t geleistet wurden , ist ge­
gen d en Besche i d , mit dem d i e  

- 2 5  -

17/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)60 von 68

www.parlament.gv.at



Grundrente ( §  1 1 ), unter Zug run­
delegung eines : g l e ich hohen 
Grades der Minde rung der Er­
werbsfähigkeit z�erkannt  w i rd , 
kein  Rechtsmit te } ( §  9 3 )  gege-
ben . 

( 4 )  Versorgfngs l e i s t ungen , 
die b isher deshatb g ewährt wur­
den , wei l zwi scden  dem schäd i -

I 

genden Ereignis X' nd der  mi l i  tä­
r i schen Dienst l i stung nur e in  
ze i t l icher Zusa  menhang anzu-

I 

nehmen ist , s iqd mit  dem 1 n­
I 

kraft treten d i e sles Bunde sgeset -
z e s  einzustel le� . 

! 
, 

I 
( 5 )  Uber V rso rgungs anträ-

- 2 6  -

ge , die  im Ze i  punkte d e s  1n-
krafttretens Bundesge-
setzes noch icht  e r led igt  
s ind , i s t  für d i e  vor  d i esem 
Zei  t punkte l iegrnde Ze i t unter  
Zugrunde legung �e r  Best i mmungen 
dieses BUndeSg � setzes  zu e nt­
scheiden , wenn � ies  für den An-

, 

tragste i ler n ifht ungünst iger  
i st . I 

( 6 ) Wird e in Antrag au f 
Gewährung einer  Zusatzrente  
( § 1 2 ,  I 3 5  Abs . 3 ) , au f G ewäh­
rung von Kfnderzulage  und 
Frauenzulage ( S I 1 6 , 1 7 )  i nne r­
halb von sechs iMonaten nach dem 
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Inkraft treten d i e s es Bund esge­
setzes ges te l lt , so  i s t , wenn 
d i e  Vorausset zungen für d i e  Ge­
währung dieser  L e i stungen schon 
beim Inkrafttreten d i eses  Bun­
desgeset zes gegeben waren , d i e  
beanspruchte Versorgungs lei­
s tung rGckwirkend von d i esem 
Zeitpunkt an zuzue rkennen . 

§ 1 0 3 . ( 1 ) Wenn auf Grund  
d e s  Gese tzes vom  1 2 .  Juni 1 9 45 , 
StGB1 . Nr . 36 , i n  der  Fassung 
des  Bund esgesetzes  vom 25 . Ju l i  
1 946 , BGB1 . Nr . 1 5 2 ,  Absch l ags­
zah lungen auf  e i ne Witwenbe i- ' 
h i l fe oder Wai s enbe ih i l fe ge­
leistet  oder . Versorgungslei­
stungen im  Härteausgl e i che  ge­
währt wurden , i s t  zu  prüfen , ob 
ein Versorgungsanspruch nach 
diesem Bundesgesetze gegeben 
i st oder Versorgung gewähr t  
werden kann . I st d i es n icht d er 
Fal l , so ist d i e  Versorgung  au f 
d i e  Dauer der Bedür ft igkeit  a l s  
i m  Hä rteausg leiche  ( §  76 ) be­
wi l l igt weiterzu l e i sten . D ie  
Höhe der  Zahlung bestimmt s i ch 
im Einze lfal l e , wenn d ie b i she­
rige Leistung i n  e inem a l iquo­
ten  Verhältnisse  zu e iner be­
stimmten Gebühr bewi l l igt  wor­
den war ,  durch das g l e iche a l i -

- 2 7  -
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quote  Verhä ltni s i zu dem nach 

d i e s em Bundesge s e  z in B et racht 

kommenden Im ü b ri­

g en sind für A rt und Höh e d e r  

L eistung 

'''; 12. 1  ter 

die in schränkun g en 

unt e r  den en 

s i e  b ewilligt wo Zwei­

:' e l s fä lle ent sch idet d a s  Bun­

d e smini sterium f " r sozial e V e r-

waltung im Einve 

Bundesministeriu fü r 

mit dem 
Finan-

- 2 8  -

?, en. Die B e stimm n gen d e s  § 1 0 2 
i 

Ab s .  4 bleiben u pb e r üh rt. 
i 
I 

( 2 )  Empfän gtrn von Rent en 
I 

nach dem Inv ajl iden ent schädi -

gun gsgesetze ( T  xt vo m Se ptem­

't' e r  1 9 34 , 1 1  N r " 250 ) , 

cl.i e  nach de ssen 

zun g ( Verordnun 

temb e r  1 9 3 8 , D e  
S .  1 1 9 6 )  im 

Auße rkr a ft s et­

vom 2 4 . Se p­

t sch e s  RGBl . I 

Hä rt e au sgl eich e 

weitergeleistet wurd en , i st, 

wenn und insow i t k ein V er sor­

gungsan s pruch da Ch die s em Bun-
I 

d e s g es etze g e g e b en i st , di e 

bi sher i ge V e r �o r gung sl ei stung 

a u f  die D auer  d�r B edü r ftigk eit 

a l s  im Härteau s gl e iche ( §  7 6 ) 

bewil l i gt weit e r zulei sten . D e r  

Zahlbetrag ve r r in g e rt sich um 

den Rentenbet r a g  , au f d en etwa 

nach die s em Bund e s g e s etz ein 

An spruch besteht . 
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( 3 ) I nwie fern in  anderen  
Fä llen , in  denen  nach  früheren 
versorgungs recht l i chen Bes t im­
mungen Leistungen gewährt  wur­
den , d i e  in d i e  Vers orgung n ach 
d iesem Bundesgesetze . n i cht 
überge l e itet  werden können , e in  
Härteausgleich ( §  76 ) bew i l l igt 
werden kann ,  be st immt das  Bun­
desministerium für soz ia l e  Ver­
wa ltung  im Einvernehmen mit  dem 
Bundesmi nisterium für F inanzen . 

§ 1 0 4 . ( 1 ) Der durch Ren­
tenumwandl ung ode r  Kapi t alab­
findung ( §  3 6  des I nva l i denent- ' 
s chädigungsge set z e s  , § § 72 b i s  
75  des Reichsver s orgungsgeset­
zes , §§  9 4  und 95  des Wehr-
machtfürsorge­
gungsgesetzes ) 

und -versor­
er loschene Tei l  

der Rente oder d e s  Versehrten­
geldes lebt wieder  auf ,  wenn 
seit  der Bewil l i gung d er R en­
tenumwandlung ode r  der Kapital­
abfindung die Zeit , d ie  d er Be­
rechnung der Abfindungssumme 
zugrunde ge legt worden i s t , 
oder d i e  Zeit , für die  der  ab­
ge fundene Teil  d es  Versehrten­
geldes nicht zu zahlen  war ,  
verstri chen ist . 

( 2 )  Die Beschäd igtenrenten 
d er im Zeitpunkte des Inkraft-

- 2 9  -
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t retens d ieses Bundesgese t ze s  
im Verpflegsstande de s K r i egs­
inval idenhauses ,i n  Wien b e find­
lichen Beschädi$t en g e l t en a l s  
nach den Bestim$ungen d e s  § 5 6  
Abs . 2 umgewand� lt . 

i 
i 

( 3 ) Wenn e�ne  Frau , d e r en 
Witwenrente weg�n Wiederverehe­
l ichung auf Gru�d früherer  v e r­
sorgungsrecht l i�her Be st immun-

! 

gen abgefunden forden i s t , ne u-

- 3 0 -

erl ich Witwe g�worden i st oder  
wird , i s t  d ie  1

'
a ch d i esem Bun­

de sgesetz  etwa gebührende  W i  t­
wenrente oder ib ewi l l ig te  W i t ­
wenbeihi lfe ohne Anrechnung d er  
s einerzeit igen Abfindung zu  
l e i sten . 

§ 1 05 .  ( 1  Frauen , d e ren 
Ans pruch auf W " twenrente  g emäß 
§ 20 des In  a l i denentschädi ­
gungsgesetzes " m  Z e i t punkte  d e r  
Außerkraftsetz n g  d i es e s  G es e t -

! 
zes rechtskr� ft ig anerk annt  
war , sind den I Wi  twen im S inne 
d i eses BUnd esg+set zes unter  d er 
Voraussetzung i g le ichgeste l lt , 
daß sie  sich ;in der  Zwischen­
zeit  nicht ve!reh e l i cht  haben . 
Die  Uberl e itung in  d i e  Versor­
gung  nach d iesem Bundesgesetz  
i st von Amts wegen ' durchzu füh-
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re n ,  wenn solchen F rauen Ver­
sorgungsbezüge an Ste l l e  der  
seinerze itigen Witwenrente  nach 
dem Inval idenent schädi gungsge­
setz als  Zuwendung ( Härt eaus­
g le i ch ) b i sher ge l e i s tet  worden  
s i n d . 

( 2 )  Auf Witwen , d e r en Wi t­
wenrent'e unter d e r  Wirksamkeit  
des  Invalidenent s chäd igungsge­
setzes  oder  der b i s  3 1 . Dezem­
ber  1 9 4 9  i n  Gel tung g e s tandenen 
versorgungsrech t l i ch en Vor-
schr i ften wegen Wiederverehe l i­
chung der  Wi twe e ingeste l lt 
worden i s t , s ind ohne Rücksicht '  
d arau f ,  ob die  Wi twenrente  ab� 
gefertig  worden i st oder  nich t , 
d ie Best immungen d e s  § 38  Abs . 
2 anzuwenden . ( BGBI . N r'. 2 6 1 /  
1 95 7 , Art . I Z. 9, ab  1 . 1 . 1 95 8 )  

( 3 ) Leistungen a n  unver­
hei ratete Mütter unehel icher  
K i nd er nach e i nem an einer  
Dienstbeschäd igung Verstorbenen 
sind  mit  dem Inkrafttreten  d i e­
ses , Bundesgese t ze s  e inzustel­
l en . H iegegen ist  kein  Rechts­
mi  t tel  gegeben . Die Best  immun­
g en des  § 76  sind  anwendbar . 

- 3 1  -
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- 3 2  -

§ 1 06 .  Ist nach d en b ishe r 
geltenden ve rsorgungsrecht­
lichen Vorschr i rten  e in Antrag 
auf Versorgung i aus dem Mangel  

I 

. der hiefür au fg s t e l l ten all  ge-
meinen 
Grunde 
wiesen 

Vorau setz ungen  dem 
t skräft i g  abge­

so hat ke ine 
P rüfung s wegen d arüber 
s tattzufinden , nach di esem 
Bundesgesetz 
mögl ichkeit  bes eht . Erhebt der  

Anspruch au f 
Versorgung nac d i e sem Bundes­
gesetze , so 'st sein  Ant rag 
ohne DurchfÜhr�ng  e ines  neuer-

. 
lichen Ermi �t lUngsver fahrens 

I 

abzuwei sen , wenn  d e r  Versor ­
I 

gungsanspruch früher mange l s  
des Zutreffens von recht l i chen  
und tatsäch l i c  en  Voraus set zun­
gen abgewi esen worden  war , d i e  
auch nach d i e  em Bunde sgesetz  
allgeme ine Vo au s setzun gen  für 
die  Gewährung I von Versorgung 
s ind . Gegen d i e  Abwe i sung i s t  
kei n  Recht smittel  gegeben . 

§ 1 01 .  ( 1 )  Beschädigte ,  d i e  
von den Lande sinval i denämt ern 
nach den b i sher igen  Best immun­
gen für d i e  Dauer e iner  b ewil­
l i gten berufl ichen Ausbi ldung 
zur Krankenversicherung  ange-
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me ldet wurden , g e l t en a ls nach 
den Be�t immungen des  § 22 kran­
kenversichert ; nach den b i she­
rigen Best immungen  ü ber  d i e  
K rankenversicherung d e r  K r i egs­
hinterbl iebenen fre iw i l l i g  Ver­
s i cherte ge lten als  n a ch d en 
Best immungen des  § 69  freiwil­
l i g  versichert , wenn  d i e  Vor­
aussetzungen fü r d i e  fre iwil­
lige  Versicherung nach  d ie sem 
Bundesgeset z auf  s i e  zut re f­
fen .  Personen , d i e  nach d en 
bisherigen Bes t immungen  a l s  
Pflichtversicherte zur  K ranken­
versicherung der K r ieg shinter­
b l i ebenen gemeldet  waren , g e l­
ten insolange als  gemäß § 6 8  
versichert , als  n icht d as L an­
desinvalidenamt der zuständ i gen  
Gebiet skrankenkasse den  Weg fa l l  
der Voraussetzungen für d i e  
Versicherung anzeigt . 

( 2 )  In  d er  Krankenversi­
cherung von Beschädi g t en  wäh­
rend der berufl ichen  A u s b ildung 
und in  der Krankenve r s icherung 
der . Kriegshint erbl iebenen  s i nd 
d i e  Leistungen aus Vers i che­
rungsfäl len , d ie vor dem Wirk­
s amkeitsbeginne d ieses  Bun d es­
gesetzes eingetreten s i nd , auch 
nach dem Inkra ft treten  d i eses  
Bunde sgeset zes nach d en  b i she­
rigen Best immungen we i te rzulei­
sten o  

- 3 3  -
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